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Die Entwicklung von Szenarien (Szenario-Management, Szenario-Planung, 
Szenario-Technik) ist eine wissenschaftliche Methode, um künftige Entwick-
lungen zu antizipieren, die Konturen von Zukunftsräumen zu erkennen und 
daraus kohärente Zukunftsbilder zu entwickeln. Ausgehend von der inhaltli-
chen Fachexpertise über die Analyse kritischer Unsicherheiten und die Defini-
tion treibender Kräfte werden aus dem Entscheidungssetting der Gegenwart 
Handlungsoptionen für künftige Entscheidungs- und Gestaltungsräume ge-
schaffen. 

Im Unterschied zu Prognoseberechnungen oder Trendanalysen schaffen Sze-
narien schlüssige Zukunftsbilder und eröffnen damit den Verantwortlichen 
die Möglichkeit, daraus Konsequenzen und Weichenstellungen für die Umset-
zung ihrer eigenen Zielvorstellungen und inhaltlichen Agenda abzuleiten. Für 
das Themenfeld Integration ist dies bislang in Österreich noch nicht erfolgt. 
Umso relevanter und innovativer ist daher die vorliegende Publikation zu In-
tegrationsszenarien 2030. Integration als Politik- und Handlungsfeld hat in der 
jüngsten Vergangenheit einen hohen Stellenwert in Politik und Gesellschaft 
Österreichs erhalten. Dies ist mehr als gerechtfertigt, entscheiden sich doch 
in der Integration grundlegende Zukunftsfragen für das Zusammenleben, die 
Stabilität und die Wettbewerbsfähigkeit einer Gesellschaft.

Karl Rose

Karl Rose ist Absolvent der Montan-
univer sität Leoben und nach langjähriger 
Tätigkeit im Strategiebereich von Royal 
Dutch Shell seit 2010 Universitätspro-
fessor für Strategisches Management 
und angewandte Unternehmensführung 
an der Universität Graz. 
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hintergrund und 
zielsetzung

Der Österreichische Integrationsfonds wurde 1960 vom 
Bundesministerium für Inneres und UNHCR, dem Flücht-
lingshochkommissariat der Vereinten Nationen, gegrün-
det, damals noch unter dem Namen Österreichischer 
Flüchtlingsfonds der Vereinten Nationen. Die mit der Un-
garnkrise 1956 verbundene Flüchtlingswelle hatte deut-
lich gemacht, dass Österreich zur Betreuung von Flücht-
lingen einen entsprechenden institutionellen Rahmen 
benötigt. In der Zeit seines über 50-jährigen Bestehens 
haben sich die Aufgaben des Fonds verändert und erwei-
tert. Heute ist der Österreichische Integrationsfonds als 
Fonds der Republik Österreich ein österreichweiter Inte-
grationsdienstleister, Kompetenzzentrum für Integration 
und starker Partner des Bundesministerium für Inneres. 
Ziel ist die sprachliche, berufliche und gesellschaftliche 
Integration von Migrant/innen, Asylberechtigten und 
subsidiär Schutzberechtigten. Zugleich informiert der 
ÖIF die Aufnahmegesellschaft in Österreich sachlich über 
Fakten, Daten und Hintergründe zum Thema Integration, 
da die objektive Analyse von Herausforderungen rund 
um Integration und Migration unverzichtbare Grundlage 
für erfolgreiche Integration ist. Integration erfordert von 
Migrant/innen Eigenverantwortung und Engagement, zu-
gleich muss aber auch die Aufnahmegesellschaft Beiträge 
leisten, damit der wechselseitige Prozess der Integration 
gelingen kann und ein respektvolles und harmonisches 
Miteinander möglich ist. Ziel der Arbeit des ÖIF ist, dass 
sich Migrant/innen in der österreichischen Bevölkerung 
gut verankert fühlen, dass Potentiale genutzt werden und 
aus Herausforderungen Erfolgsgeschichten für Österreich 
werden. 

Migration ist in einer globalen, vernetzten Welt präsen-
ter denn je und damit auch das komplexe Thema der 
Integration. Komplex, da es sich bei Integration um eine 
Querschnittsmaterie handelt. Die Frage nach möglichen 
zukünftigen Entwicklungen lässt sich daher auch nicht auf 
einfachem Wege beantworten. Dennoch ist es wichtig, 
sich beim Thema Integration auch mit weiteren Entwick-
lungen auseinanderzusetzen, um Integration und das ge-
sellschaftliche Zusammenleben weiterhin aktiv gestalten 
zu können. In diesem Zusammenhang ist es von Bedeu-
tung sich mögliche zukünftige Entwicklungen anzusehen 
sowie damit verbundene Herausforderungen. Es ist dieser 
gedankliche Hintergrund, der dem hiermit nun vorlie-
genden Endbericht „Integrationsszenarien der Zukunft“ 
zugrunde liegt. Das Forschungsinteresse des Projekts lag 
darin, mithilfe wissenschaftlich-analytischer Methoden 
einen Blick darauf zu werfen, welche generellen Entwick-
lungen, welche Szenarien in der österreichischen Integ-
rationslandschaft in den kommenden 20 Jahren denkbar 
wären. Die Erkenntnisse, die sich aus dieser Analyse ge-
winnen lassen, könnten bei der aktiven Gestaltung nicht 
nur von Integration in Österreich, sondern dem gemein-
samen Zusammenleben aller Teile der Bevölkerung in Ös-
terreich unterstützend herangezogen werden. Es handelt 
sich bei den hier vorgestellten Szenarien nicht um Vorher-
sagen im traditionellen Sinn, sondern um Entwürfe, wie 
das gesellschaftliche Zusammenleben und Integration 
in Österreich aussehen könnten, sofern sich bestimmte 
Variablen in verschiedene Richtungen bewegen. Die vor-
liegende Analyse soll helfen, Tendenzen zu erkennen und 
leichter darauf reagieren zu können. 

EInlEItUng

1
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Wanderungsbewegungen sind keine neue Entwicklung. 
Als Beispiel dafür kann das Habsburgerreich dienen, wo 
im späten 19. und frühen 20. Jahrhundert Migrationsbe-
wegungen durch die damals neuen Kräfte des sozialen 
Wandels, nämlich Industrialisierung, Proletarisierung und 
Urbanisierung gesteuert wurden. Neben der Stadt-Land 
Migration dominierte in der Zeit zwischen 1870 und 1910 
die Überseewanderung. In dieser Periode wanderten 
laut Hafenstatistik 3,5 Millionen Einwohner Österreich-
Ungarns nach Übersee aus1. Nach dem Ersten Weltkrieg 
und dem Zusammenbruch der Monarchie wanderten 
viele ethnische Minderheiten in die neu entstandenen 
Nachfolgestaaten. Vormalige Binnenmigrant/innen wur-
den zu internationalen Migrant/innen bzw. Ausländer/
innen. Nach dem sogenannten Anschluss Österreichs an 
das nationalsozialistische Deutschland und infolge des 
Zweiten Weltkriegs kam es in ganz Europa zu massiven 
Wanderungsbewegungen, die Mehrheit davon massive 
Vertreibungen und Zwangsmigrationen. Diese Auswirkun-
gen waren bis in die 1950er Jahre prägend. Unmittelbar 
nach dem Zweiten Weltkrieg befanden sich rund 1,4 Mil-
lionen Ausländer/innen auf österreichischem Territorium, 
darunter Vertriebene, Zwangsarbeiter, Kriegsflüchtlinge, 
sogenannte Volksdeutsche aus Mittel- und Osteuropa, 
befreite KZ- Häftlinge oder ehemalige Kriegsgefangene. 
Es gibt keine konkreten Zahlen darüber wie viele dieser 
Personen tatsächlich in Österreich blieben.2 Aufgrund sei-
ner geopolitischen Lage während des Kalten Krieges war 

Österreich eines der wichtigsten Transit- und Aufnahme-
länder für Flüchtlinge aus kommunistischen mittel- und 
osteuropäischen Ländern. Politische Krisen in Ungarn, 
in der ehemaligen Tschechoslowakei und Polen lösten 
Flüchtlingswellen aus. In der Periode von 1945 bis 1989 
fanden rund zwei Millionen Menschen vorübergehenden 
Schutz in Österreich. Gleichzeitig führten das hohe Wirt-
schaftswachstum in der Nachkriegszeit und die Migration 
österreichischer Arbeitskräfte nach Deutschland und in 
die Schweiz zu einem Arbeitskräftemangel. Wie auch an-
dere europäische Länder, wie beispielsweise Deutschland, 
schloss Österreich daher Anfang der 1960er Jahre bilatera-
le Anwerbeabkommen mit Ländern aus Süd- bzw. Südost-
europa. Die zentrale Idee bestand darin, mittels kurzfristi-
ger Arbeitsaufenthalte („Rotationsprinzip“) arbeitswillige, 
-fähige, männliche und vor allem billige Arbeitskräfte zu 
nutzen3. Eine langfristige Niederlassung oder gar Integ-
ration der „Gastarbeiter/innen“ in die Gesellschaft war in 
diesem Konzept nicht vorgesehen. Anwerbeabkommen 
wurden 1962 mit Spanien, 1964 mit der Türkei und 1966 
mit dem ehemaligen Jugoslawien geschlossen. Allerdings 
spielte in Folge nur die Migration aus den letzten beiden 
Ländern quantitativ eine Rolle4. Trotz Anwerbeabkommen 
erhöhte sich bis Mitte der 1960er Jahre die Anzahl der aus-
ländischen Arbeiter/innen nur langsam. 1961 betrug die 
Anzahl der ausländischen Personen 100.200, ihr Anteil an 
der österreichischen Bevölkerung lag bei 1,4%5. Erst Ende 
der 1960er und Anfang der 1970er Jahre stieg die Zahl der 

2
historischer Überblick 
IntEgRatIon & MIgRatIon In ÖStERREIch
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ausländischen Arbeitskräfte in Österreich an. Mit 230.000 
ausländischen Arbeiter/innen erreichte die „Gastarbeiter-
beschäftigung“ 1973 ihren Höhepunkt. In diesem Jahr 
wurden 300.000 ausländische Personen in Österreich ge-
zählt, was einen Anteil von 4,1% an der österreichischen 
Wohnbevölkerung ausmachte.6 1974 kam es, wie schon 
zuvor in Deutschland und in der Schweiz, zu einem An-
werbestopp. Die Politik verfolgte das Ziel die Anzahl der 
ausländischen Arbeiter zu verringern und diese zu einer 
Rückkehr zu bewegen. Zeitgleich mit dem Anwerbestopp 
wurde die Regelung eingeführt, dass ausländische Ar-
beitnehmer/innen erst nach acht Jahren Beschäftigung 
freien Arbeitsmarktzugang erlangten. Entgegen der Ab-
sichten bewirkte der Anwerbestopp einen anderen Effekt. 
Zwar kehrten 40% der „Gastarbeiter“ in ihre Heimatländer 
zurück, doch veranlasste der Anwerbestopp und damit 
verbunden die fehlende Rückkehroption nach Österreich 
viele ausländische Arbeitskräfte zu einer Verlängerung 
ihrer Aufenthaltsdauer und in Folge zu einem verstärkten 
Familiennachzug7. Anfang der 1990er Jahre kam es durch 
den Zusammenbruch des jugoslawischen Staates und die 
folgenden kriegerischen Auseinandersetzungen und eth-
nischen Säuberungen in Kroatien, Bosnien-Herzegowina 
und dem Kosovo, zu einer hohen Fluchtbewegung aus 
dem Balkan nach Westeuropa. Aufgrund der geographi-
schen Nähe Österreichs zum Balkan suchten viele dieser 
Menschen in Österreich Schutz8. 1992 kamen rund 80.000 
Personen aus Bosnien-Herzegowina und Kroatien nach 
Österreich.9 Seit dem EU-Beitritt Österreichs prägt zuneh-
mend der Zuzug aus anderen EU-Mitgliedsstaaten die Mi-
gration nach Österreich.

2.1  aktuelle Daten zu Migration
und Integration in Österreich
Den im Folgenden präsentierten Daten liegen verschie-
dene Definitionen zugrunde: 1) Ausländische Staatsange-
hörige, damit sind jene Personen gemeint, die keine ös-
terreichische Staatsbürgerschaft besitzen. 2) Bevölkerung 
ausländischer Herkunft bezeichnet ausländische Staats-
angehörige und Österreicher/innen, die im Ausland ge-

boren wurden. 3) Bevölkerung mit Migrationshintergrund 
umfasst all jene Personen, deren Elternteile beide im Aus-
land geboren wurden, unabhängig von ihrer Staatsange-
hörigkeit. Dabei wird oftmals von der ersten und zweiten 
Migrant/innen-Generation gesprochen.

BEvÖlkERUngSzUSaMMEnSEtzUng & 
gRÖSStE MIgRant/InnEngRUPPEn
Die Bevölkerung Österreichs hat durch Zuwanderung in 
der Periode von 1961 bis 2010 um rund 865.000 Personen 
zugenommen.

Mit 1. Jänner 2012 entsprach der Ausländeranteil 11,5%, 
konkret lebten ungefähr 970.000 ausländische Staatsbür-
ger/innen in Österreich, die österreichische Gesamtbevöl-
kerung umfasste im Jahr 2012 rund 8,5 Millionen Men-
schen. 18,9% der Gesamtbevölkerung hatten 2012 einen 
Migrationshintergrund (ca. 1,5 Millionen Personen).

Knapp 42% der Personen ausländischer Herkunft kamen 
aus einem EU- bzw. EWR-Mitgliedsstaat oder der Schweiz. 
Weitere 44% stammten aus anderen Ländern Europas, vor 
allem aus dem ehemaligen Jugoslawien, sowie aus der 
Türkei. Rund 14% der Bevölkerung ausländischer Herkunft 
kamen aus Übersee.

227.000 deutsche Staatsbürger/innen lebten 2012 in Ös-
terreich und stellten somit die am stärksten vertretene 
ausländische Gruppe in Österreich dar. Den zweiten Platz 
belegten Personen aus Serbien, Montenegro und dem Ko-
sovo (209.000 Personen). Die drittgrößte Gruppe stammte 
aus der Türkei (186.000 Personen). An vierter Stelle folgten 
Zuwanderer aus Bosnien und Herzegowina (133.000 Per-
sonen). Hierbei ist zu vermerken, dass ca. ein Drittel der 
Personen mit ausländischer Herkunft bereits die österrei-
chische Staatsbürgerschaft erhalten hatten. 

Im Jahr 2011 verzeichnete Österreich eine Nettozuwan-
derung von +35.000 Personen. Die Zunahme der Studie-
renden an Österreichs Hochschulen, die vergleichsweise 
gute konjunkturelle Entwicklung und die daraus folgende 

6 Münz et al. 2003: 22
7 Bauer 2008: 6
8 Bauer 2008: 7
9 Ibid.
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verstärkte Nachfrage nach ausländischen Arbeitskräften 
sowie der Anstieg der Asylanträge waren für die Erhö-
hung verantwortlich. Die große Mehrheit der Neuzuwan-
derer stammte aus dem EU/EWR Raum, insbesondere aus 
Deutschland, Rumänien, Ungarn oder Polen. 

BIlDUng
Bildung bzw. berufliche Qualifikation und Sprachkennt-
nisse haben eine bedeutende Auswirkung auf die Positio-
nierung auf dem Arbeitsmarkt und beeinflussen dadurch 
die Berufs- und Lebensperspektiven von Migrant/innen. 
Eine niedrige Bildung führt oftmals in prekäre Beschäfti-
gungsverhältnisse und Arbeitslosigkeit. Die Partizipation 
an sozialen, politischen und kulturellen Aktivitäten wird 
ebenfalls von der Bildung einer Person beeinflusst10. Im 
Folgenden sollen kurz die Bildungs- und berufliche Situa-
tion von Personen mit Migrationshintergrund dargestellt 
werden.
 
kinderbetreuungseinrichtungen
Ausländische Kinder besuchen etwas seltener Krippen 
und Kindergärten. Ungefähr ein Viertel jener Sprösslinge, 
die in Kinderbetreuungseinrichtungen gehen, stammen 
aus nichtdeutschsprachigen Familien, in Krippen und 

Horten liegt der Anteil sogar bei 31%. Besonders in den 
letzten drei Jahren kam es zu einem Anstieg des Anteils 
der Kinder mit nichtdeutscher Umgangssprache in Kin-
derbetreuungseinrichtungen.

Zugleich zeigt die Sprachstandsbeobachtung, welche 
2008 bei 4½- bis 5½-Jährigen durchgeführt wurde, dass 
90% der deutschsprachigen Kinder ein altersgemäßes 
Sprachniveau aufweisen. Hingegen trifft das nur auf 58% 
der Kinder zu, deren Erstsprache nicht Deutsch ist. Beson-
ders hoch sind die Sprachdefizite bei türkischen Kindern 
(82%). Jedes zweite Kind aus dem ehemaligen Jugoslawi-
en benötigt zusätzliche Fördermaßnahmen. Ferner hat die 
Sprachstandserhebung gezeigt, dass 23% der Kinder, die 
einen Kindergarten besuchen, ein Sprachdefizit haben, 
während dies auf 50% der Mädchen und Buben zutrifft, 
die bei Tagesmüttern oder ausschließlich in der Familie 
betreut werden.

Schulbesuch
Nach Angaben der Schulstatistik besuchten Schüler/
innen mit nicht-österreichischer Staatsbürgerschaft re-
lativ selten Bildungseinrichtungen mit Maturaabschluss 
(Schuljahr 2010/11 ca. 7%). Dies trifft jedoch auf Schüler/
innen aus anderen EU-Ländern und der Schweiz nicht zu, 
diese sind zu einem Großteil in maturaführenden Schulen 
vorzufinden. Problematisch ist, dass ausländische Schü-
ler/innen überproportional in Sonderschulen vertreten 
sind (18%), besonders viele von ihnen kommen aus dem 
ehemaligen Jugoslawien und der Türkei.

Das Bildungsprofil der in Österreich lebenden Personen 
mit Migrationshintergrund unterscheidet sich wesentlich 
von jenem der Personen ohne Migrationshintergrund. 
Erstere sind überproportional in den höchsten und nied-
rigsten Bildungsschichten vertreten. Hingegen weist die 
inländische Bevölkerung überdurchschnittlich häufig 
mittlere Bildungsabschlüsse auf (z.B. Lehr- und Fachschul-
ausbildungen). 2011 verfügten etwas mehr Migrant/innen 
(ca. 18%) als einheimische Österreicher/innen (ca. 15%) 
über eine Matura (Alter 25-64 Jahre). Rund 17% der Zu-
wanderer weisen eine Hochschulbildung auf (Universität,  

10 Voges et al. 2003: 57

Quelle: Statistik Austria, Statistik des Bevölkerungsstandes, eigene Darstellung

BEvÖlkERUng aUSlänDISchER hERkUnft
am 1.1.2012
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Fachhochschule, Akademie). Bei Personen ohne Migra-
tionshintergrund waren es knapp 14%. Betrachtet nach 
ethnischer Herkunft verfügten sehr wenige Zuwanderer 
aus der Türkei oder dem ehemaligen Jugoslawien über 
einen Hochschulabschluss.

Bei der Analyse des weiteren Schulbesuchs der Kinder 
nach der achten Klasse zeigt sich ein problematisches Bild. 
13% der Schüler/innen mit nichtdeutscher Umgangsspra-
che setzten ihre Ausbildung nicht fort und verlassen das 
Schulsystem ohne Pflichtschulabschluss. Dies trifft auf nur 
4% ihrer deutschsprachigen Klassenkamerad/innen zu.

Studierende an hochschulen
Die Anzahl und der Anteil der ausländischen Studieren-
den in Österreich steigt seit den 1970er Jahren kontinuier-
lich an. Im Wintersemester 2010/11 waren 59.000 auslän-
dische Student/innen an österreichischen Hochschulen 
inskribiert. Zwei Drittel der Hochschüler/innen kamen aus 
EU/EWR-Ländern, die meisten von ihnen aus Deutschland 

(21.000 Personen) und aus Südtirol (7.2000 Personen). Ein 
Teil der Ausländer/innen stellt sogenannte „Bildungsmi-
grant/innen“ dar, d.h. diese sind speziell für das Studium 
nach Österreich gekommen. Bei dem anderen Teil handelt 
es sich um Personen, die schon davor in Österreich wohn-
haft waren. 

Bildungsstand der zuwanderer
Zuwanderer besitzen überdurchschnittlich oft niedrige 
Bildungsabschlüsse. Für das Jahr 2011 besaßen rund 13% 
der Personen ohne Migrationshintergrund höchstens ei-
nen Pflichtschulabschluss. Dieser Anteil lag für Migrant/
innen bei ca. einem Drittel, war also mehr als doppelt 
so hoch. Insbesondere Personen türkischer (zwei Drittel) 
und ex-jugoslawischer Herkunft (rund 37%) hatten keinen 
über die Pflichtschule hinausgehenden Abschluss. Inte-
ressant ist, dass der Bildungsstand der zweiten Migrant/
innen-Generation sich an jenen der inländischen Bevölke-
rung annähert. So haben 22% der Angehörigen der zwei-
ten Generation nur einen Pflichtschulabschluss absolviert, 
während es bei ihrer Elterngeneration knapp 32% sind. 
Besonders im Bereich der Lehre bzw. der Berufsbildenden 
Mittleren Schulen haben die Kinder der Zuwanderer auf-
geholt11.

BERUflIchE SItUatIon
Erwerbstätigkeit
Personen mit Migrationshintergrund wiesen eine gerin-
gere Erwerbstätigenquote auf (65%), als Personen ohne 
Migrationshintergrund (75%). Unter Erwerbstätigenquote 
wird der Anteil der erwerbstätigen 15- bis 64-Jährigen an 
allen Personen in dieser Altersgruppe verstanden. Dieser 
Unterschied erklärt sich zum Teil durch die niedrigere 
weibliche Erwerbsbeteiligung von Zuwander/innen (58% 
gegenüber 69%). Besonders Frauen mit türkischem Mig-
rationshintergrund sind selten berufstätig (45%). Die Sta-
tistiken zeigen, dass es zwischen den Migrant/innengrup-
pen große Differenzen gibt. Personen aus den EU- bzw. 
EWR-Ländern (69%) sowie solche aus dem ehemaligen 
Jugoslawien (66%) haben deutlich höhere Erwerbsquoten 
als Personen aus der Türkei (59%)12.

11 Migration & integration 2012: 44-49
12 Migration & integration 2012: 52

Höchste abgeschlossene Ausbildung:
●  Pflichtschule  ●  AHS, BHS, Kolleg   
●  Lehre, BMS    ●  Universität, FH, Akademie
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hintergrund
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Quelle: Statistik Austria, Mikrozensus-Arbeitskräfteerhebung 2011, 
Jahresdurchschnitt. – Bevölkerung in Privathaushalten, eigene Darstellung

BIlDUngSStanD DER 25- BIS 64-JähRIgEn 2011
nach Migrationsgrund
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Eine stärkere Arbeitsmarktintegration erfahren Zuwande-
rer der zweiten Generation. Für das Jahr 2009 waren kaum 
Unterschiede in der Erwerbsbeteiligung zwischen den 
Angehörigen der zweiten Generation und der Bevölke-
rung ohne Migrationshintergrund zu verzeichnen13.

Berufliche Stellung, Branche und Einkommen
Die berufliche Stellung ist ein weiterer wichtiger Bestand-
teil der beruflichen Situation. Personen ohne Migrati-
onshintergrund sind fast zur Hälfte Angestellte, jene mit 
Migrationshintergrund knapp zur Hälfte Arbeiter/innen. 
Sehr gering unter  Migrant/innen ist jedoch der Anteil an 
Beamten. Ferner sind Zuwander/innen deutlich seltener 
selbstständig beschäftigt (9%) als Bürger/innen ohne Mi-
grationshintergrund (15%).

Geringe Unterschiede existieren bei der Ausländerbe-
schäftigung zwischen den Branchen. 2011 waren die 
wichtigsten Beschäftigungszweige für Migrant/innen 
Handel und Sachgütererzeugung gefolgt von Bauwesen. 
Beschäftigte ohne Migrationshintergrund fanden eine 
ähnliche Branchenverteilung, außer, dass die Branche Ge-
sundheit & Soziales den dritten Platz belegte.

Allerdings gab es einige Differenzen zwischen den Mig-
rant/innen erster und zweiter Generation. Die erste Zu-
wanderergeneration war zu einem größeren Teil im Tou-
rismus und der Bauwirtschaft tätig, als jene der 2. Migrant/
innengeneration. Hingegen hat die zweite Generation 
ihre Beschäftigung vor allem im Handel gefunden.

Hinsichtlich des Einkommens sind zwischen Ausländer/
innen und österreichischen Staatsangehörigen ebenfalls 
Unterschiede zu verzeichnen. So verdienten erstere im Jahr 
2010 durchschnittlich 18.361 € netto (Median), Österrei-
cher/innen hingegen 22.448 €. Bürger/innen aus Ländern, 
die vor 2004 der EU beigetreten sind, verdienten nur ge-
ringfügig weniger als Österreicher/innen. Deutlich weniger 
Einkommen bekommen die Angehörigen aus den neuen 
EU-Beitrittsländern (2004 und 2007), gefolgt von Personen 
aus dem ehemaligen Jugoslawien und der Türkei. Am we-
nigsten Einkommen erzielten Ausländer/innen aus sonsti-
gen Nicht-EU-Ländern (ca. 73% des Durchschnitts)14.

arbeitslosigkeit
Die Arbeitslosenquote setzt sich aus den Personen zusam-
men, die beim Arbeitsmarktservice (AMS) als arbeitslos re-
gistriert sind. Hingegen gelten Personen in Ausbildungen 
oder Schulungen nicht als arbeitslos.

Im Jahr 2011 waren rund 9% der Ausländer/innen arbeits-
los, dies traf nur auf ca. 7% der österreichischen Staatsan-
gehörigen zu. Generell sind Männer stärker von Arbeitslo-
sigkeit betroffen als Frauen und zwar unabhängig von der 
Staatsangehörigkeit (7% gegenüber 6%). Türkische Zu-
wanderer sind doppelt so oft arbeitslos wie Österreicher/
innen (13%). Rund 15% der Personen aus sonstigen nicht 
EU- Staaten sind arbeitslos, gefolgt von Personen aus dem 

13 Migration & integration 2010: 50
14 Migration & integration 2012: 64
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ehemaligen Jugoslawien mit einer Arbeitslosenquote von 
10%. Hingegen sind Migrant/innen von anderen EU-Staa-
ten inklusive der Schweiz am geringsten von Arbeitslosig-
keit betroffen (7%).

aRMUt UnD wohnEn
Durchschnittlich waren in den Jahren 2008/2010 rund 
12% der Bevölkerung armutsgefährdet und 6% waren von 
akuter Armut betroffen. Die ausländische Bevölkerung ist 
stärker armutsgefährdet (25%), als die österreichische 
(11%). Vor allem bei Staatsangehörigen aus dem ehema-
ligen Jugoslawien und der Türkei ist das Armutsrisiko be-
sonders hoch.
 
Am Wohnungsmarkt nehmen ausländische Staatsange-
hörige ebenfalls eine benachteiligte Position ein. Auf-
grund ihrer ungünstigen Einkommenssituation müssen 
35% mehr als ein Viertel ihres Einkommens für Wohnkos-
ten aufbringen, bei der österreichischen Bevölkerung sind 
es hingegen nur 18%. Personen mit Migrationshinter-
grund weisen eine deutlich geringere durchschnittliche 
Wohnfläche pro Kopf auf. Weiters wohnen sie oftmals in 
Substandardwohnungen und wohnen öfter in Mietwoh-
nungen, als Personen ohne Migrationshintergrund15. 
Angesichts dieser strukturellen Rahmenbedingungen 
wohnen Ausländer/innen zu einem großen Teil räumlich 
segregiert16.

2.2  Institutionelle Entwicklungen 
in Österreich
Im Jänner 2010 wurde der Nationale Aktionsplan für In-
tegration (NAP.I) beschlossen. Der Aktionsplan ist das Er-
gebnis eines umfassenden Arbeitsprozesses, in welchen 
neben den betroffenen Bundesministerien alle Länder, 
der Städte- und Gemeindebund, die Sozialpartner, die 
Industriellenvereinigung sowie Organisationen der Zivil-
gesellschaft involviert waren. Parallel dazu wurden einzel-
ne Handlungsfelder sowohl mit rund 150 nationalen und 
internationalen Expert/innen als auch mit Migrant/innen-

Organisationen und Bürger/innen diskutiert. Mit dem Na-
tionalen Aktionsplan für Integration wurden erstmals alle 
integrationspolitischen Maßnahmen von Ländern, Ge-
meinden, Städten, Sozialpartnern und dem Bund erfolg-
reich gebündelt. Da Integration eine Querschnittsmaterie 
ist, können die entsprechenden Rahmenbedingungen für 
Integration nur in Zusammenarbeit mit allen betroffenen 
Verantwortungsträger/innen geschaffen werden.

Der NAP.I behandelt neben allgemeinen integrationspo-
litischen Leitlinien auch Herausforderungen, Grundsätze 
und Ziele, die in 7 Handlungsfeldern, nämlich Sprache 
und Bildung, Arbeit und Beruf, Rechtsstaat und Werte, Ge-
sundheit und Soziales, Interkultureller Dialog, Sport und 
Freizeit sowie Wohnen und die regionale Dimension der 
Integration vertieft werden. Um eine nachhaltige und op-
timale Umsetzung des Nationalen Aktionsplans für Integ-
ration zu ermöglichen, wurde im Bundesministerium für 
Inneres ein Integrationsgremium unter Einbindung aller 
Kooperationspartner eingerichtet. Der Integrationsbeirat 
ist im Wesentlichen der NAP-Steuerungsgruppe nachge-
bildet, d.h. es sind Repräsentanten von Bund, Ländern, 
Gemeinde- und Städtebund, Sozialpartnern und Industri-
ellenvereinigung sowie NGOs vertreten. Der Integrations-
beirat soll im Besonderen die kompetenzübergreifende 
Vernetzung, Koordination und Abstimmung sowie einen 
Wissenstransfer aller handelnden Akteure hinsichtlich der 
NAP-Umsetzung umfassen sowie die Beratung über die 
Erkenntnisse des Expertenrats ermöglichen. Den Vorsitz 
im Integrationsbeirat führt der Geschäftsführer des Öster-
reichischen Integrationsfonds.

Zudem wurden von Univ.-Prof. Dr. Heinz Fassmann (Uni-
versität Wien) 25 Integrationsindikatoren entwickelt: An-
hand dieser Integrationsindikatoren soll der Integrations-
prozess laufend objektiv analysiert werden. In weiterer 
Folge werden über den gesamten Querschnittsbereich 
Optimierungsvorschläge erstellt.

Die Einrichtung eines eigenen Staatssekretariats für In-
tegration im Frühjahr 2011 war ein wichtiger und not-
wendiger Schritt für die Integrationspolitik in Österreich. 

15 Migration & integration 2012:13f
16 Migration & integration 2012:13
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Chancen und Herausforderungen von Integration werden 
aktiv angegangen. Zudem ist es gelungen, die öffentliche 
Debatte des Themas Integration zu versachlichen. Integ-
ration braucht sowohl Anstrengungen der zugewander-
ten als auch der aufnehmenden Bevölkerung. Sorgen und 
Ängste der Mehrheitsbevölkerung müssen ebenso be-
rücksichtigt werden wie die Bedürfnisse und Anliegen der 
Bevölkerung mit Migrationshintergrund.

Für das Staatssekretariat ist ein neuer Zugang wichtig: Es 
geht nicht darum, woher jemand kommt, welche Hautfar-
be oder Religion jemand hat – entscheidend ist, was je-
mand hier in Österreich zur Gesellschaft beiträgt. Diesen 
Beitrag muss man einfordern, aber auch anerkennen und 
vor allem zunächst ermöglichen.

Damit wurde das Thema einerseits versachlicht, ande-
rerseits der Fokus weg von Sicherheit und Asyl gelenkt 
auf jene Lebensbereiche, um die es wirklich geht: Maß-
nahmen für Sprache und Bildung, am Arbeitsmarkt, in 
Wissenschaft und Gesellschaft. Viele dieser Maßnahmen, 
von denen einige vom unabhängigen Expertenrat für 
Integration vorgeschlagen wurden, sind bereits umge-
setzt; unter anderem Sprachförderung im Kindergarten, 
Einführung eines Sprachportals, bessere Anerkennung im 
Ausland erworbener Qualifikationen, die Aufhebung des 
Migrant/innenverbots bei der Feuerwehr, Mentoring für 
Jungjournalist/innen, die Einrichtung eines Dialogforum 
Islam, Integrationsbotschafter/innen, die im Rahmen der 
Initiative „Zusammen : Österreich“ Schulen besuchen oder 
der 2012 erstmals vergebene Medienpreis für Integration.

Die Arbeit des Staatssekretariats wird durch den unab-
hängigen Expertenrat für Integration unterstützt. Dieser 
unabhängige Expertenrat für Integration wurde im In-
nenministerium als „Kompetenzzentrum“ und „zentraler 
Motor des Integrationsprozesses“ eingerichtet. Dabei sor-
gen unter dem Vorsitz von Univ.-Prof. Dr. Heinz Fassmann 
erfahrene und anerkannte Persönlichkeiten aus dem 
öffentlichen Leben für eine hohe Expertise. Im Juli 2011 
präsentierte Staatssekretär Sebastian Kurz den ersten In-
tegrationsbericht des Expertenrates.

Auch in Verbindung mit der europäischen Ebene gibt es 
Initiativen: Der Europäische Integrationsfonds (EIF) und 
der Europäische Flüchtlingsfonds (EFF) sind Teil der vier 
EU-SOLID-Fonds, die in Österreich gemeinsam jährlich 
ein Volumen von etwa sechs Millionen Euro umfassen. 
Die EU verfolgt im so genannten „Rahmenprogramm für 
Solidarität und Steuerung der Migrationsströme“ das Ziel, 
für den Zeitraum 2007 bis 2013 die Zusammenarbeit der 
EU-Staaten im Hinblick auf Migrations- und Integrations-
herausforderungen zu verbessern. Um dies zu erreichen, 
werden Fördermittel für die Kofinanzierung von Projekten 
zur Verfügung gestellt. Für den Zeitraum 2007 bis 2013 
sind EU-weit rund 3,9 Milliarden Euro vorgesehen. Über 
den EIF bzw. EFF können bis zu 50% der Gesamtprojekt-
kosten finanziert werden. Das BM.I ist mit der Abwicklung 
dieser Fördermittel betraut und bietet zusätzlich selbst 
Kofinanzierungen für die durch den EIF und EFF geför-
derten Projekte an. Der Österreichische Integrationsfonds 
übernimmt dabei als Beauftragte Behörde die folgenden 
Aufgabenbereiche: Information und Beratung von Pro-
jektinteressierten und Projektträgern, Betreuung und 
Verwaltung der Fonds sowie Unterstützung des Bundes-
ministerium für Inneres bei seinen Berichtspflichten ge-
genüber der Europäischen Kommission.

Integration und Migration in Österreich
historischer Überblick
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Szenarioplanung

Die wichtigsten Entscheidungen der Gegenwart hängen 
von unseren Annahmen über die Zukunft ab. Daher brau-
chen wir Methoden, um Unsicherheiten zu bewältigen 
und unsere Annahmen über die Zukunft zu prüfen. Die 
Szenarioplanung ist hierfür ein geeigneter Ansatz. 

Im Folgenden werden drei Grundfragen behandelt:
1) Was sind die Grundlagen, und was ist der Nutzen von 

Szenarien?
2) Die vorliegenden Integrationsszenarien sind keine Pro-

gnosen, sondern Szenarien. Worin unterscheiden sich 
Szenarien und Prognosen? Und was können Szenarien 
im Vergleich zu Prognosen leisten?

3) Wie werden Szenarien verwendet?

1) Szenarien
 
Die Methode der Szenarioplanung stammt ursprünglich 
aus dem militärischen Bereich und wird seit den späten 
1960er Jahren auch verstärkt in Wirtschaft, Politik und Ge-
sellschaft eingesetzt.

Ein Szenario ist eine in sich logisch-konsistente Darstellung 
eines möglichen Zukunftsbildes, das anhand bestimmter 
Annahmen, Trends und Schlüsselfaktoren entwickelt wird. 
Die Darstellung eines Szenarios beinhaltet auch die Beschrei-
bung der Verlaufspfade, die zu diesem Bild geführt haben.

Szenarien sind als Instrument für die Verbesserung des 
Prozesses der Entscheidungsfindung zu bezeichnen. Sie 
sind nicht dafür vorgesehen, die Zukunft zu beeinflussen, 
sondern dienen als Hilfestellung für Entscheidungsträger, 
mögliche Veränderungen in der Umwelt zu erkennen und 
sie dafür zu sensibilisieren. Es geht dabei vorrangig dar-
um, gedankliche Barrieren im Kopf zu überwinden, die 
Kreativität anzuregen und Handlungsoptionen für die Zu-
kunft offen zu legen: 

Szenarien sollen zukünftige Risiken und Chancen of-
fen legen, bestehende Meinungen über die erwartete 
Zukunft in Frage stellen, sowie das strategische Lernen 
und Denken fördern. 

Die Szenarioplanung unterscheidet sich von gewöhnli-
chen Planungsinstrumenten dadurch, dass sie Unsicher-
heit als unvermeidbar akzeptiert und versucht, diese mit-
tels multipler Szenarien zu berücksichtigen. 

2) Szenarios und Prognosen

Prognosen geben eine Vorhersage über einen Zustand 
in der Zukunft ab. Ein Szenario beschreibt hingegen eine 
mögliche (aber nicht zwingende) Form der Zukunft. Die-
ser Unterschied resultiert aus dem Zweck, der mit Szenari-
en bzw. Prognosen verfolgt wird: 

MEthoDISchER anSatz

3
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Prognosen versuchen, anhand von Daten aus der Ver-
gangenheit, Vorhersagen über die Zukunft zu treffen. 
Moderne, wissenschaftliche Prognose-Verfahren entwi-
ckeln dafür aus historischen Daten Modelle, die vergan-
gene Entwicklungen erklären, und wenden diese auf die 
Zukunft an. Dabei wird unterstellt, dass die Strukturbe-
ziehungen zwischen den Erklärungsvariablen stabil sind 
und dass es eine Zukunftsentwicklung gibt, der sich die 
Vorhersage möglichst gut annähern sollte. Szenarien hin-
gegen sollen die kritische Auseinandersetzung mit mögli-
chen Formen der Zukunft ermöglichen.

Ein weiterer Unterschied betrifft die Erstellung, die bei 
Prognosen anhand vorhandener Fakten und Daten er-
folgt. Szenarien gehen hierbei einen Schritt weiter und 
binden neben vorhandenem Wissen auch Einschätzun-
gen und Überlegungen, sowie kausale Schlüsse mit ein. 
Szenarien gehen im Gegensatz zu Prognosen davon aus, 
dass es eine nicht reduzierbare Ungewissheit gibt. Zwi-
schen vergangenen, heutigen und künftigen Ereignissen 
existieren zwar kausale Beziehungen und es gibt vorbe-
stimmte Elemente und Treiber künftiger Entwicklungen, 
die untersucht werden können. Es gibt aber nicht eine 
einzelne zu erwartende Zukunft. Bei der Szenarioplanung 
entwirft man daher alternative Zukunftsentwürfe bzw. 
multiple Zukünfte. 

Szenarien verfolgen darüber hinaus einen breiteren An-
satz als Prognosen. Sie wollen wesentliche strukturelle 
Unsicherheiten, wichtige Stellschrauben und Weichen-
stellungen aufzeigen. Ihr Ziel ist es, das Verständnis künfti-
ger Entwicklungen und damit Entscheidungsgrundlagen 
und Zukunftsstrategien zu verbessern, nicht aber die Zu-
kunft möglichst exakt vorherzusagen. Szenarien sind kon-
sistente, in sich plausible Entwicklungspfade. 

3) verwendung von Szenarien

Um multiple Zukünfte repräsentativ abbilden zu können, 
werden in der Regel mindestens zwei, manchmal aber 
auch mehrere alternative Szenarien betrachtet.

Da Szenarien alternative Entwicklungspfade beschreiben 
sollen, hat der ÖIF keine normativen Vorgaben gemacht, 

sondern eine sehr offene, explorative Herangehensweise 
für die Entwicklung dieser Szenarien gewählt.

Wichtig ist sich vor Augen zu führen: Die vorliegenden 
Integrationsszenarien beinhalten keine Prognosen, die 
wahrscheinlichste Entwicklungen aufzeigen wollen, son-
dern zeigen 3 mögliche zukünftige Entwicklungspfade 
zum Thema Migration und Integration auf. 

Sie dienen damit als Diskussionsgrundlage für die Be-
trachtung der Frage: Was wäre wenn? 

Wirkliche Ereignisse der Zukunft werden sich aus einer 
Kombination der in den Szenarien beschriebenen Details 
zusammensetzen, wobei es für den Betrachter strategisch 
wertvoll ist, die Entwicklung der Signale für die eine oder 
andere Zukunft zu beobachten. 

Die Auseinandersetzung mit den vorgestellten Zukunfts-
bildern erlaubt es uns, Handlungsoptionen für eine bevor-
zugte Zukunft zu erarbeiten, sowie Signale für Entwick-
lungen zu identifizieren, die in eine Zukunft mit großen 
Risiken und negativen Auswirkungen führen. Durch die 
Beschäftigung mit Szenarien wird es Entscheidungsträ-
gern ermöglicht, frühzeitig alternative Maßnahmen zu 
setzen. 

ZEIT

Quelle: Reibnitz, U. (1987): Szenarien-Optionen für die Zukunft. McGraw-Hill. 
Hamburg/New York. S30. Bearbeitung durch Gerhard Witz.

GEGENWART
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Die 3 Integrationsszenarien 

4

4.1  Beschreibung der Szenarien: 
kritische Unsicherheiten und 
Schlüsselfaktoren
Die möglichen Integrationsszenarien wurden anhand 
wirtschaftlicher, politischer und gesellschaftlicher Dimen-
sionen beleuchtet. 

Als kritische Unsicherheiten, die das Grundkonstrukt der 
drei verschiedenen Welten Gesellschaftliche Kohäsion, 
Fragmentierte Gesellschaft und Populismus bestimmen, 
wurden das politische System Österreichs und die Iden-
titätsfindung bei Migrant/innen, also eine politische und 

eine gesellschaftliche Dimension identifiziert. Als wich-
tigste treibende Kräfte wurden festgelegt: Wirtschaftli-
che Entwicklung Österreichs, Radikalismus, Qualität des 
österreichischen Bildungssystems, Integration der Ju-
gendlichen, Demographie der Migrant/innen, Sozialer 
Zusammenhalt in Österreich und Meinungsbildung in der 
Aufnahmegesellschaft. 

Eine Aufstellung der kritischen Unsicherheiten und trei-
benden Kräfte bzw. Schlüssel faktoren und ihrer Auswir-
kungen in den jeweiligen Szenarien findet sich anschlie-
ßend an die Darstellung der einzelnen Szenarien.
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PolItIk
Europa der Partizipation
Im Szenario Gesellschaftliche Kohäsion kommt es nach 
Überwindung der Eurokrise ab 2014 zu einer größeren 
politischen Integration der EU. Die Mitgliedsstaaten und 
ihre Bevölkerungen haben in der Bewältigung der Krise 
erkannt, dass nur durch gemeinsames Handeln ein Zu-
sammenbruch der Union und ein tiefer ökonomischer Fall 
vermieden werden konnten. Geläutert durch die Schwie-
rigkeiten und Turbulenzen der Krisenjahre 2008 bis 2013, 
ausgelöst durch kurzsichtige nationale und populistische 
Interessen, wird in der Union des Jahres 2030 das Prinzip 
der „Balance of Power“ gelebt, wodurch sowohl die EU als 
auch die einzelnen Mitgliedstaaten profitieren und ge-
stärkt werden.
 
Europa hat sein Potential wahr gemacht und ist, wie an-
lässlich der Überreichung des Friedensnobelpreises an 
die EU im Jahre 2012 getitelt, wahrlich „zum Kontinent 
des Friedens“ geworden. Eine seit 2025 geeinte EU Au-
ßenpolitik hat das globale Gleichgewicht nachhaltig ver-
ändert. Selbst in Großbritannien, welches sich um das Jahr 
2025 zur gemeinsamen EU Außenpolitik distanziert hat, 
werden im Jahr 2030 Stimmen laut, die eine Umkehr der 
Isolationspolitik fordern – angesichts eines drastischen 
Wohlstandsgefälles zwischen den reichen Ländern des 
Kontinents und den britischen Inseln. 
 
Europa nutzt seinen wiedergewonnen Einfluss auf der 
globalen Bühne, um auch internationale Ungleichge-

wichte anzuprangern und zurückzudrängen. Soft Power, 
offene Märkte und freie Flüsse von Kapital, Wissen und 
Arbeitskräften sind zentrale Punkte der europäischen Au-
ßenpolitik.
 
Den Mitgliedsstaaten gelingt ein hohes Maß an kooperati-
ver Integration in Kernbereichen der EU Politik und es gibt 
wenige bis keine „Opt-outs“. Nationale Interessen werden 
europäischen Interessen in der zweiten Hälfte der Szena-
rioperiode immer mehr untergeordnet. Verbunden mit 
der gemeinsamen Außenpolitik gibt es ab ca. 2027 auch 
eine gemeinsame europäische Sicherheitspolitik, die sich 
von der NATO emanzipiert und kurzfristig zu einer teilwei-
sen Verschlechterung der transatlantischen Beziehungen 
führt. Die EU beginnt sicherheitspolitisch autonom zu 
handeln und globale Ordnungspolitik pro-aktiv mitzuge-
stalten.
 
Beinahe vergessen sind die Zeiten, in denen die politi-
schen Eliten in Deutschland und Frankreich praktisch im 
Alleingang den Kurs der Union bestimmt haben. Macht-
gefüge und Regierungsformen befinden sich seit 2015 in 
ständiger Veränderung. Regierungen der Mitgliedsstaaten 
setzen immer öfter auf Instrumente der direkten Demokra-
tie, und die meisten Bürger/innen wollen partizipieren und 
können das nun auch tun.17 Circa um das Jahr 2018 gibt es 
die erste EU weite Volksabstimmung über nötige Struktur-
reformen der Union. Das erfolgreiche Referendum, in dem 
der Standort Straßburg aufgegeben wird, ist der Beginn 
einer neuen Ära europäischer Innenpolitik. 

17 vgl. Global Europe 2050

Die 3 Integrationsszenarien
Szenario 1 – gesellschaftliche kohäsion

gesellschaftliche kohäsion
4.1.1  SzEnaRIo 1

4
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Auch die meisten nationalen Regierungen und Insti-
tutionen schaffen es, mehr partizipative Instrumente 
 zuzulassen, ohne ihren Einfluss gänzlich abzugeben oder 
zu verlieren. Es kommt zu einem stärkeren Miteinander 
von staatlichen und nicht-staatlichen Akteuren.18

 
Politisches System Österreichs
Das politische System Österreichs ist in diesem Szenario 
geprägt durch eine funktionierende repräsentative De-
mokratie. Die von der österreichischen Verfassung vor-
gegebene Rechtsordnung wird eingehalten, die Bürger/
innen partizipieren durch demokratische Prinzipien, ohne 
dass die demokratischen Elemente zur Partizipation po-
pulistisch instrumentalisiert werden. Zwischen den ver-
schiedenen Gruppierungen des österreichischen Staates 
bzw. der österreichischen Gesellschaft gelingt es durch 
Interessensausgleich Solidarität herzustellen.
 
Die im ersten Jahrzehnt des neuen Jahrtausends so aus-
geprägte Euroskepsis der Österreicher ist 2030 nur mehr 
ein Eintrag im Geschichtsbuch. Wien ist zu einem wich-
tigen wirtschaftlichen und kulturellen Zentrum in einer 
polyzentrischen EU geworden, und befindet sich durch 
eine engere wirtschaftliche Kooperation mit den dyna-
mischen Wachstumsregionen in der EU-Nachbarschaft 
ab dem Jahre 2018 auch geographisch in der Mitte des 
zweitgrößten eng-kooperierenden Wirtschaftsraumes der 
Welt, nach China. Kein Land der EU hat von der wirtschaft-
lichen Erweiterung der EU-Kooperation mehr profitiert als 
Österreich, welches nach Luxemburg den zweithöchsten 
Wohlstand pro Kopf unter EU Ländern aufweist.
 
Österreich ist auch ein bevorzugtes Immigrationsland und 
verfügt über eine durchdachte, koordinierte Integrations-
politik, die von allen Betroffenen und politisch Verant-
wortlichen mitgetragen wird. Bei Herausforderungen, die 
sich in diesem Bereich stellen, werden gesamt-strategi-
sche Lösungsansätze entwickelt. Integrationspolitik ist ein 
 systematischer Prozess, der Politikfelder-übergreifende 
Maßnahmen setzt. Seit dem Beginn der 20er Jahre spricht 
 man in Brüssel deshalb immer öfter vom „Österreichischen 
Modell“, wenn es um Fragen der Integrationspolitik geht.

wIRtSchaft
wirtschaftliche Entwicklung international
Industriestaaten dominieren und treiben über globale 
Finanzmärkte die ökonomische Entwicklung voran. De-
regulierte Märkte sind zum bestimmenden Kennzeichen 
der globalen und zyklisch wachsenden Weltwirtschaft ge-
worden. Davon profitieren vor allem die Industriestaaten, 
die als Geberländer die internationalen Finanz- und Wirt-
schaftsorganisationen dominieren. Kurzfristiges Gewinn-
streben fördert bis 2018 Instabilitäten in der Real- und 
Finanzwirtschaft, die jedoch akzeptiert werden, da sie 
insgesamt zu einem zumindest materiellen Wohlstands-
zuwachs führen. 
 
Nach einer Konjunkturabschwächung bis 2014 aufgrund 
der Eurokrise nimmt das Wirtschaftswachstum in den 
Industrieländern zwischen 2014 und 2020 wieder zu – 
durchschnittlich 2,0% pro Jahr. In den USA wächst das BIP 
bis 2018 kräftiger (+2,1%) als in der EU (+1,7%) bzw. in Ja-
pan (+1,6% pro Jahr). China und Indien haben weiterhin 
das höchste Wirtschaftswachstum zu verzeichnen (+8,6% 
bzw. +8,4% pro Jahr). In den anderen Entwicklungs- und 
Schwellenländern nimmt das BIP bis 2020 um etwa 4,5% 
pro Jahr zu.“19

 
Da die Überwindung der Finanzmarktkrise in vielen Euro-
Ländern bis 2014 nur langsam voranschreitet, ist das Wirt-
schaftswachstum im Euro-Raum nur 1,4% pro Jahr.

In den neuen EU-Ländern nimmt die Produktion mehr als 
doppelt so rasch zu (+3,2% pro Jahr).20

 
Ab ca. 2018 beschleunigt sich das wirtschaftliche Wachs-
tum der EU durch die engere wirtschaftliche und politi-
sche Kooperation mit der näheren europäischen Nachbar-
schaft mit 0,2% über dem Trend. Der Wirtschaftsraum EU 
wird dadurch gewissermaßen signifikant größer als jener 
der Vereinigten Staaten. Bis zum Ende der Szenarioperio-
de gleichen sich EU und USA beinahe an, da die USA eine 
dynamischere Demographie-Entwicklung aufweisen.

Ab ca. 2018 kommt es zu einer schrittweisen Harmonisie-
rung der wichtigsten globalen Finanzsysteme und einer 

18 vgl. “Game-Changer 2: The Governance Gap” in Global Trends 2030: Alternative Worlds, S vii
19 vgl. WIFO-Monatsberichte, 1/2012 , S. 37-49
20 vgl. WIFO-Monatsberichte, 1/2012 , S. 37-49
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Sicherung des freien Kapitalverkehrs. Partnerschaftlich 
orientierten internationalen Finanzorganisationen ge-
lingt es immer besser, die weitgehend freien Waren- und 
Kapitalmärkte so zu gestalten, dass Industrie- und Ent-
wicklungsländer gleichmäßig am Wachstum teilhaben, 
allerdings ohne dass bestehende Ungleichgewichte ab-
gebaut wurden. Unternehmerischen Entscheidungen 
liegen langfristige Strategien und gesellschaftliche Ver-
antwortungsprinzipien zugrunde. Technischer Fortschritt 
wird vor allem als Zunahme der Ressourcenproduktivität 
auf Basis von Kapitalproduktivität verstanden. Der Anteil 
von Selbständigen in den Wohlstandsnationen wird sich 
bis Ende der Szenarioperiode auf 20-25% verdoppeln. 
 
Deutschland bleibt die stärkste Macht unter den EU-Mit-
gliedstaaten. Allerdings wird die Überalterung der deut-
schen Bevölkerung eine zunehmende Herausforderung 
für die deutsche Volkswirtschaft.
 
Positiver Einfluss von Migration auf BIP 
pro kopf und Produktivität
Im Szenario Gesellschaftliche Kohäsion hat Migration ei-
nen signifikanten positiven Einfluss auf das BIP pro Kopf 
und die Produktivität des Aufnahmelandes.
 
Österreich ist ein attraktives Einwanderungsland mit über-
durchschnittlicher Wirtschaftsleistung und hat kein Prob-
lem, Defizite in der demografischen Entwicklung – sprich 
die Überalterung der Gesellschaft – durch hochqualifizier-
te Migrant/innen auszugleichen.
 
wirtschaftliche Entwicklung Österreichs
Ab 2014 gewinnt die österreichische Wirtschaft wieder 
merklich an Dynamik. Das BIP nimmt jährlich real um   
1,6% zu – was 0,2 Prozentpunkte über dem EU-Durch-
schnitt für denselben Zeitraum liegt. Bis 2020 steigen 
Exporte um 5,5% p.a., Importe hingegen um nur 5,1%. 
Die Inflationsrate beträgt im Durchschnitt 2,1%. Trotz der 
Zunahme der Beschäftigung bleibt die Lage auf dem Ar-
beitsmarkt bis 2016 angespannt, da auch das Arbeitskräf-
teangebot wächst. Mit 7,3% ist die Arbeitslosenquote bis 
2016 deutlich höher als zuvor. Es werden maßvolle und 
nachhaltig wirksame Konsolidierungs- und Reformmaß-

nahmen im öffentlichen Bereich gesetzt, welche die Kon-
junktur nicht allzu stark dämpfen.
 
Durch seine zentrale Lage und geographische Nähe zu 
den Wachstumsregionen der EU sowie durch die engere 
EU-Kooperation mit benachbarten Wachstumsregionen 
ab dem Jahr 2018 erfährt Österreich eine nachhaltige Be-
schleunigung des Wachstums über EU-Niveau. Ein jährli-
cher Anstieg des BIP real um 2,4% wird erreicht, womit das 
Wachstumsniveau des Jahres 2005 erreicht wird. Die Wirt-
schaftsleistung in Österreich entwickelt sich damit – auch 
im EU-Vergleich – überdurchschnittlich gut, die österrei-
chische Finanzpolitik ist ausgewogen. Österreich ist ein 
weiterhin wohlhabendes Land, welches über ein stabiles, 
funktionierendes Sozialsystem verfügt. Der wirtschaftli-
che Nutzen von Migration wird als positiv wahrgenom-
men und trägt zu einer Haltung bei, die Migrant/innen als 
willkommen in der Gesellschaft betrachtet.
 
Demographie der Migrant/innen
Trotz teilweise kritischer Umweltbedingungen durch glo-
bales Wachstum kommt es zu relativ geringer Verdrängung 
von Bevölkerungen aus ihren angestammten Lebensräu-
men. Gutes globales Wirtschaftswachstum, verbunden mit 
relativ geordneten internationalen Verhältnissen, führt in 
den meisten Fällen zu einer geplanten und ordnungsgemä-
ßen Migration, die in der Regel bereits bestehenden Pfaden 
folgt. Es gibt ein hohes Maß an Wahlmöglichkeiten, entwe-
der um zu migrieren oder auch zu bleiben – aufgrund von 
Lebensunterhaltsmöglichkeiten zu Hause, obwohl sichere 
Migrationsmöglichkeiten vorhanden sind.21 
 
Die hochentwickelten Länder in Europa sehen sich mit 
einem Mangel an qualifizierten Arbeitskräften (z.B. Wis-
senschaftler, Ingenieure, Ärzte, Software Entwickler, etc.) 
konfrontiert. Um den aktuellen Lebensstandard halten 
zu können, werben sie daher eine beträchtliche Anzahl 
von Menschen aus anderen Regionen der Welt an. Das 
Humankapital zirkuliert verstärkt innerhalb der EU. Durch 
planerische, gezielte Integrationspolitik, die sich auch 
nicht davor scheut, selektiver als bisher vorzugehen, hat 
Migration einen positiv ausgleichenden Effekt auf die de-
mographische Entwicklung in den Aufnahmeländern.22

21 vgl. Migration und globale Umweltveränderungen – Zukünftige Herausforderungen und Möglichkeiten
22 vgl. Global Europe 2050
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aktives altern
Die Überalterung der Europäischen Gesellschaft ist ein 
Faktum, das nicht wegzuleugnen ist.

Aber die Lebenseinstellung zum Altern ändert sich. 
Durch „Active Aging“ leisten die Menschen länger einen 
positiven Beitrag zur Gesellschaft. Lebenslanges Lernen 
wird zur Devise und die Expertise der älteren Generati-
on wird geschätzt und gerne angenommen. Bereits 2020 
wird ein größerer Anteil von älteren Menschen noch im 
Arbeitsalltag stehen als heute. Pensionssystem und Ar-
beitnehmergesetze werden sich dieser neuen Realität 
anpassen. Denkbar sind z.B. neue Pensionssysteme, die 
den Arbeitnehmer/innen mehr Flexibilität beim Pensions-
antritt erlauben – z.B. eine schrittweise Reduzierung der 
Arbeitsstunden ab einem bestimmten Alter. 23

 
Österreich ist in diesem Szenario ein attraktives Zuwan-
derungsland. Das Land stellt sich dem internationalen 
Wettbewerb um hochqualifizierte Menschen aus allen 
Weltregionen. Insbesondere aufgrund seiner überdurch-
schnittlich guten wirtschaftlichen Entwicklung und seines 
stabilen demokratischen Systems. Wien wird zum Migrati-
onsmagnet für gut ausgebildete Expatriates.24

 
Aus sozio-ökonomischer Sicht prägen vor allem 2 Grup-
pen von Zuwanderern das Bild. Einerseits ist Österreich ein 
beliebtes Einwanderungsland für oftmals junge, sehr gut 
ausgebildete Arbeitsmigrant/innen (Expatriates), welche 
für hochqualifizierte Jobpositionen nach Österreich kom-
men, das Land aber auch wieder nach einigen Jahren ver-
lassen. Diese Gruppe verfügt über einen hohen Grad v.a. 
an wirtschaftlicher Integration, respektiert die Grundwer-
te des Aufnahmelandes, strebt aber meistens eher keine 
Staatsbürgerschaft an. Die zweite Gruppe sind Migrant/
innen, die bereits länger in Österreich leben und/oder Ar-
beitsmigrant/innen sind, die in weniger hochqualifizierten 
Bereichen arbeiten. Diese Gruppe nimmt ein bis dahin 
entwickeltes Österreich-Narrativ an und sieht in Österreich 
die Möglichkeit des sozialen Aufstiegs. Aus diesem Grund 
engagiert sich diese zweite Migrant/innengruppe stark in 
Österreich und arbeitet am gesellschaftlichen Aufstieg, der 
auch möglich erscheint. Das österreichische Wertesystem 

wird akzeptiert und auch geschätzt. Eine dritte Gruppe 
sind Asylberechtigte, die in Österreich Schutz gefunden 
haben. Auch sie akzeptieren und schätzen das österreichi-
sche Wertesystem. Österreich ist nicht alleine von Flucht-
bewegungen betroffen: in diesem Szenario gibt es ein EU-
weites, koordiniertes System des Flüchtlingsmanagments, 
das von den einzelnen EU-Mitgliedstaaten effizient umge-
setzt wird und bei den einzelnen nationalen Bevölkerun-
gen keine Ressentiments erzeugt.
 
Aufgrund des EU-weiten koordinierten Vorgehens wer-
den auch große Fluchtbewegungen nach Europa, die auf-
grund unvorhergesehener weltweiter Krisen entstehen 
können, bewältigbar. Zahlenmäßig fällt die Gruppe der 
Flüchtlinge in diesem Szenario verglichen mit Wirtschafts-
migration innerhalb der EU nicht ins Gewicht und wird im-
mer weniger zu einem tagespolitischen Thema.
 
Die bei der engeren Kooperation mit den benachbarten 
Wachstumsregionen ausgehandelten Übereinkommen be-
treffend den EU-Binnenmarkt für Arbeitskräfte verhindern 
ein starkes Ansteigen ab 2018. Der Grad der Familienzusam-
menführungen nimmt allerdings zu. Ab 2025 ist jedoch zu 
bemerken, dass dynamische Wirtschaftsmetropolen in der 
Nachbarschaft der EU, wie beispielsweise  Istanbul verstärkt 
Arbeitskräfte anziehen. Eine durch die engere wirtschaftli-
che Kooperation ausgelöste langsame Verbesserung der 
Sozialsysteme in den Nachbarschaftsregionen selbst trägt 
auch dazu bei, dass es zu keinen übermäßigen Migrations-
strömen in die EU-Mitgliedstaaten kommt. 
 
Die Integration von Migrant/innen wird einerseits durch 
die positive politische und wirtschaftliche Lage, anderer-
seits auch durch ein für Österreich entwickeltes Narrativ 
begünstigt. Herausforderungen in der Integration be-
gegnet man durch eine gesamtstrategische Integrations-
politik aktiv und koordiniert.
 
Nach wie vor problematisch ist die Situation in Bezug auf 
Flüchtlinge aus afrikanischen Ländern. Durch den wirt-
schaftlichen Aufschwung der EU und die gleichzeitige 
Stagnation der Entwicklung in Afrika kommt es zudem 
verstärkt zu Immigration aus Nord- und Zentralafrika. 

23 vgl. ebd.
24 zu „Migration Magnets“ vgl. Future Agenda
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Ein verstärkender Faktor ist die verheerende Wasser-
knappheit, die ab ca. 2025 die Länder Nordafrikas trifft. Ab 
2027 wird die Situation für die Mittelmeerländer der EU 
auf nationaler Ebene unbeherrschbar und auf einem Welt-
wassergipfel rund um 2028 kommt es zu einer Neuauflage 
der Millennium Goals unter Führung der EU-Länder. Was-
ser verdrängt CO2 als wichtigstes Thema des Klimawan-
dels und die EU-Außenpolitik wird verstärkt tätig, um in 
Verhandlungen mit afrikanischen Ländern durch gezielte 
Investitionsprogramme in nachhaltige Arbeitsplätze vor 
allem in stark wachsenden urbanen Bereichen den Emig-
rationsdruck zu verringern. 
 
Eine Reihe von Europäischen Ländern – darunter z.B. Ös-
terreich, England, Dänemark, Deutschland, die Niederlan-
de, Norwegen und Schweden – verzeichnen einen hohen 
Anstieg des Anteils der Bevölkerung mit Migrationshinter-
grund. In Österreich erreicht der Anteil der Bevölkerung 
mit Migrationshintergrund beinahe 25%. In seiner Diver-
sität erinnert das Österreich des Jahres 2030 sehr stark an 
die Zeiten des Vielvölkerstaates der Monarchie.

 
IntEgRatIon
Europa – Identität ohne grenzen
In diesem Szenario ist die Gesellschaft in Europa allge-
mein sehr offen. Migration, Mobilität und auch neue 
Kommunikationstechnologien und virtuelle Netzwerke 
stellen jedoch neue Herausforderungen an die Identität 
von Menschen. Im Szenario Gesellschaftliche Kohäsion 
entstehen in Europa multiple Identitäten basierend auf 
Herkunft, Religion, Werten und gemeinsamen Interessen. 
Das öffnet die Möglichkeit neuer Solidaritäten, die über 
territoriale Grenzen hinausgehen.
 
Durch das Entstehen eines europäischen Erfolgsmodells, 
welches zum ersten Mal seit Gründung der EU neben der 
wirtschaftlichen Dimension auch eine politische und sozia-
le Komponente umfasst, werden 2030 bereits erste Züge ei-
nes „European Dream“ sichtbar. Diese sind im Unterschied 
zu den USA nicht so sehr auf wirtschaftlichem Erfolg basie-
rend, sondern werden vor allem von Jugendlichen in den 
urbanen Zentren Europas als kulturelle Inspiration verstan-

den. Für die Jugendlichen des Jahres 2030, die nur den Euro 
als Währung kennen und die kaum Erinnerung an Grenzen 
haben, sind nationale Identitäten immer stärker irrelevant 
und die Identität Europa bekommt eine immer stärker wer-
dende Prägung. Diese starke Identifizierung mit einem Eu-
ropa der vielen Kulturen ist für die Integration von Migrant/
innen ein wichtiger positiver Faktor. Barrieren in der Auf-
nahmegesellschaft sind deutlich reduziert und Diversität 
wird zu einem bestimmenden Faktor der Identität Europas. 
 
Identitätsfindung in Österreich
Österreich verfügt über eine klare Identität, die zwar nati-
onale Besonderheiten hervorhebt, jedoch nicht in einem 
Widerspruch zu einer europäischen Identität steht. Diese 
österreichische Identität kann sogar in ein europäisches 
Selbstbild eingebettet werden. Zudem hat Österreich zu 
einem allgemein anerkannten identifikativen Narrativ 
gefunden, das sowohl das Selbstverständnis der Österrei-
cher/innen ohne Migrationshintergrund als auch Migrant/
innen anspricht.
 
Dieses emotionale Narrativ ermöglicht eine einfachere 
Integration & Identifikation mit Österreich von zugewan-
derten Personen. Zu diesem Narrativ gelangt man durch 
die Erarbeitung eines Wertekatalogs sowie durch einen in-
tensiven nationalen Dialogprozess. Beides erfolgt im Rah-
men einer durchdachten, strukturierten, lösungsorien-
tierten Integrationspolitik, die alle Beteiligten mittragen. 
In diesem Szenario gelingt es, ein einheitliches, offenes 
Ankommen in Österreich zu ermöglichen und eine be-
hördenübergreifende, die Gesellschaft miteinschließende 
Willkommenskultur zu schaffen. Das Narrativ vermittelt 
neben einer emotionalen Komponente auch, dass Öster-
reich ein stabiles rechtsstaatliches System bieten kann, 
in welchem die Selbstverwirklichung und der Erfolg für 
Migrant/innen ebenso möglich sind wie für Österreicher/
innen ohne Migrationshintergrund – Basis dafür ist aber 
auch die Anerkennung eben dieses Systems und die Be-
reitschaft, einen aktiven Beitrag dazu zu leisten. Es wird 
bis 2030 ein Grundkonsens über das Zusammenleben in 
Österreich gefunden. Ein Grundkatalog an gemeinsamen 
Werten für das Zusammenleben, der gleichzeitig mit den 
Identitäten der Menschen verbindbar ist, ermöglicht dies.
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Ethnische und ethnisch definierte Identität verliert gegen 
Ende des Szenarios immer mehr an Bedeutung und es 
kommt verstärkt zu Ausprägungen von hybrider Identität, 
die Elemente der Herkunfts- als auch Aufnahmegesell-
schaft beinhaltet. Menschen, die zugewandert sind, be-
halten zwar die Identität ihres Herkunftslandes, mischen 
sie aber gleichzeitig mit derjenigen ihrer neuen Heimat, 
analog zu Beispielen der italienischen Amerikaner, der 
Londoner Iren oder auch beispielsweise der steirischen 
Wiener. Identitäten entstehen dabei auch vielmehr durch 
ein integratives Werte-Set, ein „ integrated set of values“.25 
Die Herkunft wird nicht verleugnet, die emotionale Ver-
bindung zu Österreich ist aber fester und wichtiger Be-
standteil der Identität.
 
Diskriminierung ist in diesem Szenario gesellschaftlich 
nicht akzeptiert. Demgegenüber steht die große Bedeu-
tung, die Österreich und das Leben hier für Migrant/innen 
haben. Zwischen den Generationen der Migrant/innen 
findet eine Transformation der Muster kollektiver Identität 
statt. An die Stelle der unmittelbaren Gruppenbeziehung 
zum Ursprungsland tritt eine immer bewusster gewählte 
Identifikation, die Elemente der ethnischen Herkunft mit 
der neuen Realität des Lebens in Österreich verknüpft.
 
Literatur, Film, Musik, Malerei, Theater, Kabarett – in nahe-
zu allen Kunstsparten und Kulturformen haben sich durch 
die kulturellen Aktivitäten und Einflüsse der Zuwanderin-
nen und Zuwanderer auch in Österreich neue Stile, Rich-
tungen und Formen herausgebildet. Kulturelle Aktivitäten 
von Migrant/innen und deren Kindern sind Teil der öster-
reichischen Kulturlandschaft und prägen diese mit. 
 
Sozialer zusammenhalt in Österreich und 
Meinungsbildung aufnahmegesellschaft
Das hohe Wohlstandsniveau und das stabile Sozialsystem 
führen auch zu einer hohen Inklusivität und Solidarität 
in der Gesellschaft. Zunehmende Transparenz, Offenheit 
und die Verfügbarkeit von Informationen führen zur Er-
höhung der Awareness und Sensibilität der Gesellschaft 
für Ungleichbehandlung und Ungerechtigkeit, was beides 

abgelehnt wird.26 Der soziale Zusammenhalt in der Gesell-
schaft ist sehr hoch und durch den politisch gelingenden 
Interessensausgleich umfasst diese gesellschaftliche In-
klusivität auch Migrant/innen. Das hier zugrundeliegende 
System erlaubt eine hohe soziale Mobilität.
 
Insgesamt ist in diesem Szenario das Vertrauen in den 
Staat und seine Institutionen hoch. Der wirtschaftliche 
und gesellschaftliche Beitrag wird zum objektiven und 
subjektiven Dreh- und Angelpunkt für Integration, aber 
auch für gesellschaftliches Gelingen insgesamt. Die ge-
sellschaftliche Solidarität ist damit hoch und wirkt sich 
positiv für den Staat aus.
 
Rolle der Medien in der Meinungsbildung
Die Medienlandschaft wird durch das klassische demo-
kratische Modell geprägt, dass die Politik von unten durch 
den Willen der Wähler über das Sprachrohr der Medien 
beherrscht sein muss. Das Publikum bestimmt die politi-
sche Agenda, die Medien sind das Sprachrohr, das nur ver-
stärkt, um die Politiker/innen in Parteien und Regierung 
zu erreichen.

Massenmedien wie Hörfunk, Fernsehen und Tageszei-
tungen erfüllen als Träger der öffentlichen Meinung für 
die Gesellschaft eine Reihe elementarer Funktionen. Als 
sogenannte Vierte Gewalt – neben Exekutive, Legislative 
und Judikative – stellen sie Öffentlichkeit her und über-
nehmen die Funktion der Kritik und Kontrolle gegenüber 
der Politik. Medien wie der öffentlich-rechtliche Rundfunk 
stellen hierbei eine Vielfalt von Angeboten zur Verfügung, 
um den gesetzlich verpflichtenden Bildungs- und Kultur-
auftrag zu erfüllen.

Die öffentliche Meinungsbildung wird in diesem Szenario 
geprägt von Qualitätsmedien, die in ihrer Berichterstat-
tung objektiv, sachlich und differenziert sind. Verzerrende 
oder polarisierende Medien haben wenig Raum.
 
Zahlreiche lokale TV und Hörfunkangebote tragen zu ei-
ner breiten Demokratisierung der Medienlandschaft bei. 

25 Future Agenda
26 vgl. Global Europe 2050
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Dazu kommt die Macht der neuen Medien und Netze der 
Kommunikation von unten gegen die Allmacht der Partei-
politiker und Medienkonzerne von oben.

Technische Revolutionen der Medienlandschaft erlauben 
es Bürgerinitiativen, Selbsthilfegruppen und politischen 
Foren eine Gegenöffentlichkeit zu präsentieren. Auch in-
tern in den Parteien werden die neuen Medien und Tech-
nologien genutzt, um Zielgruppen zu erreichen und Poli-
tik aktiver und direkter unter Einbezug einer breiten Basis 
zu gestalten.
 
Es kommt zu einer Vielfalt an neuen Trägern der Medien-
landschaft und zu neuen Inhalten. Es gibt die „Macht der 
Mutigen“ von unten und steigenden Einfluss von NGOs 
in der Medienlandschaft durch diese Art der „bottom-up“ 
Kommunikation. 
 
Migration wird in den Medien nicht in einem negativen 
Licht oder als kulturelle Bedrohung dargestellt. Geprägt 
durch sachlichen Qualitätsjournalismus, herrscht in der 
österreichischen Gesellschaft eine offene Grundstim-
mung, die ein multikulturelles Umfeld begrüßt, Migrant/
innen willkommen heißt und ihre Skills optimal einsetzt. 
Auch die Medien tragen dazu bei, Österreich als ideale Mi-
grationsdestination zu präsentieren.27

 
 
BIlDUng
qualität des österreichischen Bildungssystems
und Integration der Jugendlichen mit 
Migrationshintergrund
Das österreichische Bildungssystem ermöglicht eine gute 
Ausbildung. Staatliche Schulen sind angesehen. Es gibt 
im Bildungssektor keine Segregation oder Benachteili-
gung aufgrund der Herkunft. Auch Jugendliche aus eher 
bildungsfernen Schichten sind gut in das österreichische 
Bildungssystem integriert. Jugendarbeitslosigkeit auf-
grund zu geringer Ausbildung ist in diesem Szenario sehr 
schwach ausgeprägt.

Jugendliche, mit und ohne Migrationshintergrund, er-
halten Chancen des beruflichen bzw. sozialen Aufstiegs. 
Durch die Chancen im Bildungssystem, das politische und 
gesellschaftliche Modell sowie die allgemein positive Hal-
tung der Gesellschaft, sind Jugendliche mit Migrations-
hintergrund in der Regel gut integriert. Migrant/innen ha-
ben hier wenige Anreize zur Segregation bzw. zur Bildung 
von Parallelgesellschaften.

RaDIkalISMUS
Radikalismus existiert zwar in diesem Szenario, jedoch als 
Randphänomen. Radikale Strömungen erhalten kaum Zu-
lauf, da es wenig bzw. keinen Grund für Rekrutierung gibt 
(Identitätssuche, wirtschaftliche Benachteiligung, etc.).
 

27 vgl. Future Agenda
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PolItIk
Europa
Im Szenario Fragmentierte Gesellschaft kommt es ab dem 
Jahr 2014 zu einer akuten Verschärfung der Eurokrise, u.a. 
durch Weigerung von EU-Mitgliedstaaten, einer weiteren 
Aufstockung des ESM zuzustimmen. Der negative Bericht 
der Troika, der weiterhin starken Verzug der griechischen 
Regierung im Umsetzen von Reformbemühungen fest-
stellt, sowie ein u.a. durch die starke Stagnation der Ex-
portwirtschaft angespannter Haushalt bringen das Fass 
zum Überlaufen.
 
Der politische und wirtschaftliche Schaden ist enorm. Die 
europäischen Märkte erleiden innerhalb einer Woche ei-
nen Werteverlust von 30% und es kommt zu einer dauer-
haften Störung des EU Konsensus. Bis ca. 2020 bildet sich 
ein Europa der verschiedenen politischen Lager und Ge-
schwindigkeiten und es herrschen Misstrauen und natio-
nale Interessen vor. Es kommt bis ca. 2025 wiederholt zu 
Perioden in denen keine Einigung beim EU Budget erzielt 
werden kann und Budgets fortgeschrieben werden müs-
sen. In den EU-Mitgliedsstaaten steigt die EU-Skepsis stark 
an und Regierungen sehen sich immer stärker in Konfron-
tation mit ihren eigenen Bürger/innen.
 
Nachdem es in manchen EU-Mitgliedstaaten zu großen 
Schwierigkeiten mit den Staatsfinanzen kommt, wird, 
zum Teil unilateral, die Aussetzung der Maastricht Kriteri-
en sowie anderer Vertragsbedingungen zu ESM, Banken-
aufsicht und Finanztransaktionssteuer erklärt.  
 

Im Versuch diese Risse zu kitten ist die EU in den folgen-
den Jahren immer mehr auf sich selbst konzentriert und 
verliert stetig an wirtschaftlichem und politischem Ein-
fluss auf der globalen Bühne.

Die Idee der europäischen Gründergeneration weicht 
einem neuen europäischen Nationalismus. Neue euro-
papolitische Akzente scheitern vermehrt an nationalen 
Referenden. Eine überambitionierte und überhastete EU-
Erweiterung überfordert die unveränderten Strukturen 
der Union und führt letztendlich, mit anderen Faktoren, 
zur Handlungsunfähigkeit. Heterogenität und Vertei-
lungskämpfe werden unüberbrückbar. 
 
In vielen Mitgliedsländern wird Migration zu einem in-
nenpolitischen Streitthema und Gesetzgebungen werden 
sukzessive restriktiver. Verteilungskämpfe und soziale 
Spannungen steigen vor allem in den bereits von der Kri-
se am meisten betroffenen Gebieten. Es bildet sich eine 
„Festung Europa“, die im Innenverhältnis noch weitge-
hend liberalisiert ist, aber zunehmend auf geschlossene 
Grenzen setzt, um der Krise zu begegnen und negative 
Auswirkungen und Konkurrenz von aufstrebenden Märk-
ten und Volkswirtschaften abzuschirmen. Im Jahr 2030 ist 
das Projekt Europa einem Zerfall gefährlich nahe.

Innerhalb der Mitgliedsstaaten kommt es in steigendem 
Maße zu einer Kluft zwischen Regierungen und ihren 
Bürger/innen. In einer Serie von Wahlgängen zu nati-
onalen Parlamenten etabliert sich ein EU-weiter Trend 
der Zersplitterung der traditionellen Parteien. Neue 
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Protestparteien  der verschiedensten politischen Richtun-
gen entstehen und verschwinden in rascher Folge. Rund 
um das Jahr 2020 spricht man von den „neuen 20er Jah-
ren“ und es entsteht die „Weimarer Republik“ Europa, die 
durchzogen ist von Protestparteien auf nationalem Ni-
veau, sowie im Europaparlament selbst.
 
Die Bürger/innen fühlen sich von ihren Regierungen nicht 
repräsentiert und vernünftige Formen der direkten De-
mokratie können sich in einer solchen Atmosphäre kaum 
etablieren.
 
Auch das globale Konfliktrisiko erhöht sich. Das Risiko der 
Formierung von terroristischen Gruppen, die zunehmend 
dezentralisiert und spontan agieren, steigt.28

 
Politisches System Österreichs
Nach einer Reihe von Parlamentswahlen, die auch in Ös-
terreich zur Zersplitterung der Parteienlandschaft führen, 
ist der politische Apparat zunehmend handlungsunfä-
hig. In wechselnden 3er oder 4er Koalitionen kann nichts 
mehr durchgesetzt werden. Der Staat agiert nicht mehr, 
sondern reagiert nur noch.
 
Es kommt zu einer Aushöhlung bzw. zu einer allmählichen 
Erlahmung des demokratischen Verfassungsstaates sowie 
zu einer fortlaufenden ökonomischen und sozialen Des-
integration der Bevölkerung. Die Stimmung in der Bevöl-
kerung ist von Politikverdrossenheit geprägt, die Bürger/
innen partizipieren kaum bis gar nicht am politischen 
Prozess. Hinzukommt eine starke Skepsis gegenüber der 
Europäischen Union die nach 2018 Rekordhöhen erreicht. 
Der gesellschaftliche, soziale Alltag und das öffentliche Le-
ben in Österreich sind von Konflikten und Verwerfungen 
geprägt. Der Interessensausgleich zwischen den verschie-
denen Gruppierungen des österreichischen Staates bzw. 
der österreichischen Gesellschaft gelingt in Folge nicht 
und es entsteht eine Zersplitterung der Gesellschaft. Ins-
titutionen und Organisationen vertreten ihre eigenen In-
teressen und versuchen diese auf Kosten des gesellschaft-
lichen Konsens und der sozialen Kohäsion gegen andere 
Interessensgruppierungen durchzusetzen. Es bilden sich 
teilweise nationalistische Gruppierungen, aber noch nicht 

so systematisch wie das im Szenario des Populismus der 
Fall ist. Die Gesellschaft ist auf jeden Fall entlang verschie-
dener Achsen – zu denen auch zunehmender Nationalis-
mus zählen kann – polarisiert.
 
Aufgrund dieser starken Polarisierung gibt es auch keine 
koordinierte, umfassende Integrationspolitik, die von al-
len Betroffenen/politisch Verantwortlichen mitgetragen 
würde. Es gibt kein übergeordnetes Interesse bzw. Ele-
ment, das die einzelnen, polarisierten Teile der österrei-
chischen Gesellschaft verbinden würde/könnte. Dadurch 
wird auch das Leben für Migrant/innen in der österreichi-
schen Gesellschaft schwierig. Integration in die österrei-
chische Gesellschaft ist nahezu unmöglich und wird in der 
öffentlichen Debatte auch gar nicht als Möglichkeit (mit)
gedacht.
 

wIRtSchaft
wirtschaftliche Entwicklung international
Die Weltwirtschaft entwickelt sich schlecht und schlit-
tert als Folge der Eurokrise ab 2014 in eine langjährige 
Rezession. Nationalstaaten ergreifen daher protektionis-
tische Maßnahmen, um ihre Wirtschaft zu schützen und 
es kommt zu Handelsbarrieren, Schutzzöllen und ge-
genseitigen Schuldzuweisungen bei internationalen Ver-
handlungen der WTO. Um das Jahr 2023 setzen die USA 
ihre Mitgliedschaft de facto aus, da keinerlei Fortschritte 
mehr erzielt werden können. Es kommt zu einer Serie von 
bilateralen Abkommen, vor allem zwischen den USA und 
China sowie anderen Schwellenländern wie Brasilien, und 
Korea.
 
In diesem Szenario haben sich für den größten Teil der 
Menschen die Verheißungen freier Märkte nur zum Teil 
oder gar nicht erfüllt. Der Standortwettbewerb ist eska-
liert und viele Staaten haben unter dem Druck zunehmen-
der Arbeitslosigkeit und gesellschaftlicher Konflikte neue 
Formen der Abschottung entwickelt – vor allem konkur-
rierende Wirtschafts- und Währungsblöcke.

Bis 2020 sinkt die Anzahl der verfügbaren Arbeitskräfte in 
Europa und vor allem die Anzahl jüngerer Arbeitnehmer/

28 vgl. ebd.
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innen nimmt aufgrund demographischer Entwicklungen 
stetig ab – wodurch das Problem der Jugendarbeitslo-
sigkeit zumindest teilweise entschärft wird.29 Später sta-
bilisiert sich das Angebot der verfügbaren Arbeitskraft 
in Europa auf Dauer. Einerseits, weil die ältere Generati-
on länger in den Arbeitsalltag integriert bleibt und an-
dererseits, weil fehlende Arbeitskraft anfänglich durch 
Migration ausgeglichen wird. Zudem steigt die Anzahl 
der berufstätigen Frauen. Dennoch kommt es zu einem 
Rückgang des Arbeitsinputs nach Arbeitsstunden zwi-
schen 2020 und 2030 um beinahe 5% - was hauptsächlich 
durch eine höhere Anzahl von Personen, zumeist Frauen, 
in Halbtagesjobs verursacht wird.30

 
In diesem Szenario reichen die herkömmlichen öffentli-
chen Finanzierungswege nicht mehr aus, um Investitio-
nen in benötigte Infrastruktur für die Zukunft zu garantie-
ren. Die Krise macht sich stark bemerkbar und die meisten 
EU Länder sind in ihren Möglichkeiten für Langzeitinves-
titionen in existierende Infrastruktur und Innovationen 
z.B. in den Bereichen Gesundheit, Mobilität, Energie, etc., 
stark eingeschränkt.31 Das wirkt sich negativ auf den Le-
bensstandard der Bevölkerung aus. In Deutschland wird 
die Energiewende vorerst ausgesetzt und Subventionen 
von erneuerbaren Energien werden drastisch reduziert. 
Hohe Strompreise haben zuvor zu großangelegten Pro-
testen der Bürger/innen geführt, die den nötigen Ausbau 
der Netze weiter verzögert haben.
 
wirtschaftliche Entwicklung Österreichs
Das österreichische BIP entwickelt sich im EU-Vergleich 
schlecht. Die Fiskalpolitik unterliegt einem strengen Spar-
programm. Weiters ist Österreich auch kein attraktives 
Zielland für höher qualifizierte Migrant/innen. Aufgrund 
der fiskalen Sparmaßnahmen kommt es zu einer Verschär-
fung von sozio-ökonomischen Trennlinien, die sich unter 
anderem in einer verschärften Wahrnehmung eines „Ver-
teilungskampfes“ um Mittel äußern.

DEMogRaPhIE
Demographische Entwicklung in Europa
Ein niedriges globales Wirtschaftswachstum sowie eine 
fragmentierte Politik, die ausschließt und Barrieren er-
richtet, führen in diesem Szenario zu einem hohen Risiko 
von „gefangenen Bevölkerungen“ in ländlichen Gebieten 
(wenige Migrationsmöglichkeiten), aber auch in Städten 
(hohes Bevölkerungswachstum). Dies führt international 
zu einigen geopolitischen Spannungen, wie zum Beispiel 
innerafrikanischen Konflikten sowie Verdrängungen von 
Bevölkerungsgruppen im Pazifischen Raum als Folge von 
Klimaschäden. Es existiert global aber eine sehr geringe 
Nachfrage für Migrant/innen und es kommt zu einem 
hohen Konfliktrisiko sowie einem Ansteigen der illegalen 
Immigration. 

In der EU findet ein rasanter demographischer Wandel 
statt. Durch eine restriktive Einwanderungspolitik und 
stagnierende bzw. sinkende Geburtenraten, schrumpft 
die Bevölkerung. Die europäische Bevölkerung überaltert 
rapide. Die Zirkulation von Humankapital findet verstärkt 
außerhalb der EU statt.
 
Während die Bevölkerung der EU überaltert, steigt die An-
zahl junger Menschen im erwerbsfähigen Alter außerhalb 
der EU, welche bereit und befähigt wären, für eine verbes-
serte ökonomische Situation zu migrieren. In diesem Sze-
nario sind die Hürden der Einwanderungspolitik aber so 
hoch und die Attraktivität des EU Raums für qualifizierte 
und hochqualifizierte Personen so gering, dass ein demo-
graphischer Ausgleich durch Mechanismen der gesteuer-
ten Migration kaum stattfinden kann. Protektionistische 
Maßnahmen sollen die Arbeitsmärkte in Europa schützen, 
da in den stagnierenden Volkswirtschaften noch hohe Ju-
gendarbeitslosigkeit vorherrscht.32

 

29 vgl. Global Europe 2050, S 27
30 vgl. ebd.
31 vgl. ebd.
32 vgl. Global Europe 2050, S 27
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Die Unfähigkeit der Regierungen, bereits vorhandene Mi-
grant/innen in Europa effektiv zu integrieren, und die An-
zahl der Familienzusammenführungen führen ab 2020 zu 
einer politischen Bewegung, die propagiert, die Grenzen 
für Immigration zu schließen.
 
Dies verstärkt vorhandene demographische Trends und 
führt zu einer Spirale aus rapider Alterung und Xenopho-
bie sowie daraus resultierendem wirtschaftlichen Nie-
dergang. Abschottung der Mitgliedsstaaten plus interne 
Desintegrationstendenzen führen zu einem mangelnden 
Erneuerungspotential für die europäische Wirtschaft. Das 
führt zu weiterer ökonomischer Stagnation mit den dar-
aus resultierenden Brüchen der gesellschaftlichen, sozia-
len und institutionellen Landschaft. 
 
Etwa zu Beginn der 2020er Jahre wird auf EU Ebene der 
Europarat („Council of Europe“) zurückgezogen und na-
tionale Einwanderungsbestimmungen, insbesondere 
jene der Familienzusammenführung, werden in schneller 
Reihenfolge verschärft oder aufgegeben. Migrant/innen 
kommen in Folge nur mehr erschwert auf legalem Weg 
nach Europa. Dies bedeutet einen starken Anstieg illega-
ler Migration – auch des Schlepperwesens – sowie in Folge 
eine Verschärfung bereits vorhandener sozialer Spannun-
gen zwischen Aufnahmegesellschaft und Migrant/innen.
 
Demographie der Migrant/innen in Österreich
Österreich ist kein attraktives Migrationsziel für hoch-
qualifizierte und qualifizierte Migrant/innen. Die Mehr-
heit der Zuwanderer stammt aus sozio-ökonomisch 
nied rigeren Schichten. Migrant/innen füllen die Billigar-
beitsplätze, die Österreicher/innen nicht haben wollen. 
Sie erweisen sich für das ohnehin schon geschwächte So-
zialsystem aufgrund ihres niedrigen sozioökonomischen 
Status, als eine weitere Herausforderung und verfügen 
auch über wenige Aufstiegschancen, um diese Situation 
zu bessern.
 
Migration wird nicht gesteuert, da es kein effizientes 
Flüchtlings- und Migrationsmanagement gibt. Wo durch 
Einwanderungsregelungen eine gewisse Steuerung der 
Migration möglich ist, wird diese so restriktiv gehandhabt, 

dass eine legale Einreise beinahe unmöglich wird. Der An-
teil an illegalen Migrant/innen steigt. Migrant/innen kom-
men eher aus Drittstaaten als z.B. aus dem EU-Raum.
 

IntEgRatIon
Sozialkapital in Europa nimmt ab
Die Rolle der Familie ändert sich, was sich auf das vorhan-
dene Sozialkapital und die Entwicklung von Werten und 
moralischen Grundsätzen auswirkt. Die Kluft zwischen 
der älteren und der jüngeren Generation wird größer, 
bzw. befindet sich auch der Generationenvertrag durch 
die steigende Polarisierung der Gesellschaft in Auflösung. 
Die jüngere Generation ist zu sehr mit der globalen Krise, 
der daraus resultierenden Instabilität und der Suche oder 
dem Behalten eines vernünftigen Arbeitsplatzes beschäf-
tigt, als dass eine befruchtende Auseinandersetzung mit 
den Problemen der älteren Generation stattfinden könn-
te. Die Komplexität der Gesellschaft sowie die instabile 
Umwelt übersteigen zusehends die Aufnahmekapazität 
des Einzelnen, was zu Risikoaversion und Unbeweglich-
keit führt.33

 
Während die „Festung Europa“ für gebildete Migrant/
innen zunehmend unattraktiv wird, kommt es global zu 
einer Zunahme an Krisen und Katastrophen. Da keine in-
ternationalen Abkommen zum Klimaschutz mehr mög-
lich sind, steuert die Welt auf 5 Grad Erderwärmung zu 
und fossile Energien wie Kohle und Gas werden in stei-
gendem Masse zur Energiegewinnung in Entwicklungs-
ländern eingesetzt. Dies führt zu weitverbreiteten Schä-
den an Böden und Erosion und in Kombination mit einer 
Wasserkrise ab 2020 kommt es zu einem starken Anstieg 
von Fluchtbewegungen aus Krisengebieten in Afrika und 
Teilen Asiens. Lebensmittelkrisen folgen der Wasserkrise 
und die humanitäre Situation in einigen Gebieten Afrikas 
wird besonders prekär. Der Ausbruch von bewaffneten 
Konflikten in den Krisenregionen verstärkt die Dramatik 
und macht ein Eingreifen von Hilfsorganisationen vor Ort 
beinahe unmöglich. Es kommt zu einem Ansturm von 
Flüchtlingen an den EU-Außengrenzen und zu einem sehr 
starken Anstieg von illegaler Immigration und Schlepper-
wesen. Da die meisten EU-Mitgliedstaaten sich aus nati-

33 vgl. Global Europe 2050, S 26
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onalen Interessen heraus weigern den Grenzstaaten wie 
beispielsweise Italien oder Griechenland zu helfen, sind 
diese hoffnungslos überfordert und es kommt zu unkon-
trolliertem Zuzug der Ärmsten und Hoffnungslosen in die 
EU. Ein starker Anstieg von Asylanträgen ist die Folge.
 
In Österreich werden Asylwerber/innen in mehreren gro-
ßen Aufnahmestellen untergebracht, da es großen Wider-
stand in der Bevölkerung gibt sie regional aufgeteilt auf-
zunehmen. Bei Abschiebeverfahren gibt es zunehmende 
Beliebigkeit und NGOs, die im Asylbereich tätig sind, ver-
lieren den Rückhalt in der Bevölkerung. Es kommt beim 
Thema Immigration und Integration zu scharfen politi-
schen Auseinandersetzungen und teilweise gewaltsamen 
Protestbewegungen pro und kontra Asylpolitik. 
 
Identitätsfindung in Österreich
Österreich ist ein weitgehend polarisiertes Land, das 
über keine einheitliche, klare Identität verfügt. Die Wer-
tevermittlung an Migrant/innen findet bestenfalls nur 
rudimentär statt und bietet keine klaren Identifizierungs-
möglichkeiten. Migrant/innen identifizieren sich kaum 
mit der Aufnahmegesellschaft und ihren Werten. Sie blei-
ben objektiv und subjektiv stark mit dem Herkunftsland 
verankert und geben diese Verbundenheit auch an ihre 
Nachkommen weiter.

Hohe Konzentrationen von Migrant/innen in bestimmten 
urbanen Bereichen führen in diesem Szenario zu einer 
bewussten Abschottungshaltung , die mit Mustern einer 
kollektiven Identität zusammenhängt, für die eine Ab-
lehnung und Verweigerung von vielen Aspekten der ös-
terreichischen Gesellschaftsordnung maßgeblich ist. Vor 
allem Migrant/innen der zweiten Generation, die mehr 
gesellschaftliche Anerkennung erwarten als ihre Eltern, 
sind in zunehmendem Maße enttäuscht und verlieren das 
Vertrauen in österreichische Institutionen.
 
In der Aufnahmegesellschaft wird die differenzierte Iden-
tität der Migrant/innen in diesem Szenario gesellschaftlich 
dramatisiert, aberkannt oder abgelehnt. Dadurch werden 
Ausprägungen extremer, integrationsfeindlicher Elemen-
te gefördert und es erfolgt eine identitätspolitische Inst-

rumentalisierung. Es kommt verstärkt zu Nationalismus, 
Rassismus und sozialer Ausgrenzung.

Nationalistische Kreise wehren sich gegen die Vorstellung 
einer multikulturellen Gesellschaft und betonen eine ho-
mogene nationale und kulturelle Identität, welche in Ge-
fahr steht untergraben zu werden.
 
Sozialer zusammenhalt in Österreich und 
Meinungsbildung in der aufnahmegesellschaft
Die Verschärfung der sozio-ökonomischen Trennlinien 
äußert sich in einer hohen Exklusivität in der Gesellschaft, 
manche Personengruppen werden vom Staat nicht aufge-
fangen, sind aufgrund fehlender Ressourcen von gesell-
schaftlicher Partizipation, beruflicher und sozialer Mobili-
tät ausgeklammert.
 
Im durch die schlechte wirtschaftliche Entwicklung entste-
henden Verteilungskonflikt erweisen sich dabei Migrant/
innen als willkommenes Angriffsziel: Die Schuld an der 
tatsächlichen oder auch nur subjektiv wahrgenommenen 
schlechten wirtschaftlichen Situation wird vermehrt den 
Migrant/innen zugewiesen. Diese Schuldsuche wird vor 
allem von jenen vorangetrieben, die (materielle und sta-
tusbedingte) Verlustängste hegen, auch wenn sie (noch) 
nicht zu schwächeren sozio-ökonomischen Gruppierun-
gen gehören. Migrant/innen stehen im Wettbewerb mit 
sozial schwachen Personen in Österreich und/oder Grup-
pen, die sich aufgrund von Verdrängungsängsten durch 
Migration bedroht fühlen.
 
Rolle der Medien in der Meinungsbildung
Es gibt eine Kaskade des politischen Kommunikations-
prozesses. In einem Top-Down Modell formen politische 
Akteure in Parteien und Regierungen die politische Ta-
gesordnung und geben diese an die Medien weiter, die 
sie schließlich an das Publikum vermitteln. Medien sind 
von der Informationszufuhr der Parteipolitiker abhängig. 
Der wichtigste Grund für eine herausragende Rolle der 
Parteien und der Politik im Kommunikationsprozess liegt 
darin, dass sie handelnde Personen sind. Sie veranstalten 
Parteitage, sie geben Interviews, sie sitzen im Parlament 
und in der Regierung. Das Interesse aller Parteien liegt 
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 darin,  Themen von hervorragender Relevanz und Brisanz 
zu finden, um öffentliche Aufmerksamkeit und umfassen-
de Akzeptanz zu erzielen. Dazu beschäftigen sie eigene 
Stäbe, beauftragen Demoskopen und beobachten die öf-
fentliche Meinung.
 
Anfänglich bescheren die Medien den etablierten Par-
teien eine so zuvor nie gekannte Aufmerksamkeit und 
Verbreitungsgeschwindigkeit. Diese neue Extensität wird 
aber im Laufe der Zeit mit Intensitäts- und Treueverlus-
ten sowie einem Beständigkeits- und Berechenbarkeits-
schwund bezahlt, der sich unter anderem auch in einem 
drastischen Anstieg an Wechselwählern manifestiert. Die 
Medien sind ebenso machtvolle wie unkontrollierbare Be-
schleuniger und Trendverstärker.

Oberflächliches Hasten von Aktion zu Aktion, ohne tiefer-
gehende Auseinandersetzung mit einem Thema, kenn-
zeichnet das Medienverhalten und auch den Lebensstil 
vieler, vor allem junger Leute. Die Parallelen zwischen 
Zapping mit der Fernbedienung oder dem Surfen im In-
ternet und Wechselwähleranstieg sind unübersehbar und 
der medialen Volatilität steht eine ausgeprägte elektorale 
Volatilität gegenüber. Es werden rasch und parallel viele 
Informationen oberflächlich aufgenommen. Konzentrati-
on und Beschäftigung mit einem einzigen Sachverhalt für 
einen längeren Zeitraum gehen dabei für die Masse der 
Gesellschaft verloren.
 
Die Medienlandschaft ist durch tendenziöse, subjektive 
Berichterstattung geprägt. Auf der einen Seite sind ne-
gative Bilder über Migrant/innen in der Berichterstattung 
vorherrschend und unterstützen zusätzlich die negative 
Grundeinstellung der Aufnahmegesellschaft gegenüber 
Migrant/innen bzw. Neuzuwanderern. Objektive Infor-
mation über Integration und Migration findet kaum statt, 
stattdessen werden die Verdrängungsängste weiter ver-
schärft.

Auf der anderen Seite übernehmen Teile des Journalis-
mus die Sichtweisen von Minderheiten, zu denen sie eine 
grundlegende Affinität besitzen, und indem sie diese 
Sichtweisen zu einer Grundlage ihrer Berichterstattung 
machen, verschaffen sie diesen Minderheiten in größerem 
Maße Geltung.

Im Gegenzug zur negativen Berichterstattung über Mig-
ration und deren Auswirkungen kommt es daher immer 
wieder zu ideologisch geprägten Berichten, die verstärkte 
Solidarität und Akzeptanz für Minderheiten einfordern. 
Dies verstärkt die politische Polarisierung der Gesellschaft.
 

BIlDUng
qualität des österreichischen Bildungssystems
und Integration der Jugendlichen mit 
Migrationshintergrund
Das österreichische Bildungssystem ist fragmentiert. Bes-
serverdiener schicken ihre Kinder auf Schulen, die über 
einen ausgezeichneten Ruf und gute Schulausbildung 
verfügen, sowie in weiterführende entsprechende höhere 
Bildungseinrichtungen. Kindern aus Familien mit niedri-
gerem sozio-ökonomischem Status – wovon in Relation 
besonders oft Migrant/innen betroffen sind – stehen nicht 
dieselben schulischen Einrichtungen hoher Qualität of-
fen, wodurch ihre Ausbildung schlechter ausfällt als jene 
ihrer besser gestellten Altersgenossen. Die geringe soziale 
Mobilität wird auch im Bildungssystem reproduziert. Ins-
besondere Defizite wie etwa in der Sprachkompetenz der 
Schüler/innen, tragen dazu bei, dass durch fehlende För-
dermöglichkeiten diese nicht ausgeglichen werden kön-
nen und das Bildungssystem daher nicht genügend gut 
genutzt werden kann. Der Anteil an gering oder schlecht 
ausgebildeten Personen wächst und kann nur in einem 
geringen Ausmaß in den Arbeitsmarkt integriert werden. 
Die mangelnde Selbsterhaltungsfähigkeit verschärft be-
stehende sozio-ökonomische Problemlagen. 
 
Aufgrund der mangelhaften bzw. schlechten Ausbildung 
und den damit verbundenen geringen Chancen sozialer 
Mobilität kommt es insbesondere unter der Gruppe der 
jugendlichen Migrant/innen zu geringer Erwerbsbeteili-
gung und geringeren gesellschaftlichen Partizipations-
möglichkeiten. Diese jugendlichen Migrant/innen sehen 
kaum Chancen oder Perspektiven, an ihrer schlechten Aus-
gangssituation etwas zu ändern. Gesellschaftliche Betei-
ligung erscheint als nicht erreichbar oder gar erstrebens-
wert. Die Gegenreaktion ist ein Ablehnen von Integration 
und Abschotten in Parallelgesellschaften. Ganze Stadtvier-
tel werden von eigenen Gruppen, vielfach Jugendbanden, 
dominiert, die offen gegen die Werte und rechtlichen 
Grundsätze der Aufnahmegesellschaft auftreten.
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RaDIkalISMUS
Radikalisierung ist ein zentrales Element für dieses Sze-
nario. Die gesellschaftliche Polarisierung, geringe sozio-
ökonomische Aussichten und ein Ablehnen der Auf-
nahmegesellschaft begünstigen Radikalisierung unter 
benachteiligten Gruppen und/oder Gruppen, die Verlust-
ängste hegen. Auch unter den Migrant/innen gibt es eine 
steigende Tendenz hin zum Radikalismus, vor allem in den 
jüngeren Altersstufen, wo die Perspektivenlosigkeit groß 
ist. Demagogen nutzen die Gunst der Stunde, um radikale 
Positionen in Form alternativer Identitäten und Zugehö-
rigkeiten zu propagieren.
 
Warum kommt es dazu? Benachteiligte Gesellschafts-
gruppen befinden sich in einer apathischen Stagnations- 
und Frustrationsphase, in der sie für radikale Demagogen 
leicht rekrutierbar sind. Radikale Demagogen stellen ein 
Angebot bereit, das eine scheinbar einfach erreichbare 
Alternative zu Perspektivenlosigkeit und der Bewältigung 
von Verlustängsten bietet.

 

Gründe für Radikalisierung sind ein komplexes Zusam-
menspiel: allgemein gibt es ein fehlendes oder fehl 
gerichtetes Angebot an Identifikation mit Werten, Le-
bensentwürfen und rechtlichen Grundsätzen der Auf-
nahmegesellschaft. Dadurch können in Folge diese Werte 
der Aufnahmegesellschaft abgelehnt werden und es wer-
den Alternativangebote an Identifikation gesucht, u.U. in 
Elementen der Herkunftskultur oder Elementen, die als 
solche wahrgenommen werden. (Bsp.: Zurückziehen auf 
Wichtigkeit der „Ehre“). Niedriger sozio-ökonomischer Sta-
tus und mangelnde Bildung erzeugen Frustration. Bei der 
Identitätssuche stellen Angebote vermeintlich sinnstif-
tender, jedoch radikaler Gruppen einen erhöhten Anreiz 
zur Beteiligung dar. Die radikalen Demagogen schaffen 
es – im Gegensatz zur Aufnahmegesellschaft bzw. ge-
sellschaftlichen Mehrheit – eine starke Gruppenbindung 
zu erzeugen. Einflussnahme aus in sich zerfallenden Her-
kunftsländern verstärken diese Tendenzen. Auch in Teilen 
der gesellschaftlichen Mehrheit kommt es zu Radikalisie-
rungstendenzen, insbesondere unter dem Aspekt einer 
zunehmenden Konzentration auf extreme Nationalismen. 
Beide polarisierende Strömungen können zu weiteren ge-
sellschaftlichen Brüchen führen.

Die 3 Integrationsszenarien
Szenario 2 – fragmentierte gesellschaft
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PolItIk
Europa
Durch die Eurokrise stark unter Druck gekommen, tritt die 
EU bis 2015 zunächst noch als von außen wirkende mo-
ralische Instanz mit wirtschaftlichen Sanktionen auf. Dies 
erzeugt jedoch innerhalb der von der Krise am meisten 
betroffenen Mitgliedsländer steigende Ressentiments. 
Vor allem Deutschland wird zum Zielpunkt der Anfein-
dungen. Andere große Player in der EU beginnen einen 
populistischen Kurs einzuschlagen und EU-Mitgliedstaa-
ten, wie beispielsweise Frankreich, verlassen in Folge den 
Weg der gemeinsamen EU-Politik der Austerität und des 
Reformwillens, zum Teil unter starkem Druck der Gewerk-
schaften.
 
Populistische Bewegungen entstehen oft in Phasen ra-
schen gesellschaftlichen Wandels, in diesem Szenario als 
Folge der negativen ökonomischen und politischen Aus-
wirkungen der Eurokrise auf einige Mitgliedstaaten der 
EU. Zielgruppe des Populismus sind soziale Schichten, 
die in irgendeiner Weise benachteiligt sind. Daher kommt 
es auch in EU-Ländern, die zu den größten Verlierern der 
Eurokrise zählen, zu ähnlichen populistischen Erscheinun-
gen, teilweise gepaart mit gewaltsamen Zwischenfällen. 
In den unmittelbar von der Eurokrise am stärksten betrof-
fenen EU-Ländern kommt es dazu, dass unter neuen, po-
pulistischen Regierungen mit sofortiger Wirkung die mit 
der EU vereinbarten Sparprogramme und Reformen, im 
Namen des „nationalen Interesses“ suspendiert werden. 
Länder wie z.B. Italien oder Griechenland liegen im Griff ei-
nes wachsenden Populismus, von sowohl der politischen 
Linken als auch der Rechten. Es kommt bis 2030 zu keiner 
stabilen Formation einer Regierung. In Großbritannien 

wird lautstark ein Austritt aus der Union verlangt, oder 
zumindest aus den Teilbereichen, die „nationalen Interes-
sen“ im Wege stehen. Im weiteren Verlauf verabschiedet 
sich Großbritannien aus großen Teilen der sozialen Agen-
da, der gemeinsamen Wirtschaftspolitik und Außenpolitik 
und sucht vermehrt den Anschluss an die USA.
 
In Brüssel versucht die EU-Kommission verbissen Gemein-
samkeiten zu finden und den europäischen Weg weiter 
zu beschreiten, findet sich aber in zunehmendem Maße 
isoliert und im Widerspruch zum Ministerrat. Wichtige 
Beschlüsse für EU-Reformen scheitern immer wieder am 
Veto einzelner Mitgliedsstaaten. Eine Art europäischer 
Tea-Party-Dynamik macht strategisches Regieren beinahe 
unmöglich und Regierungen der Mitgliedsländer fliehen 
zunehmend in nationalistische Populismen betreffend 
sämtliche Politikfelder. 
 
Legaler Lobbyismus aber auch Korruption nehmen auf 
allen Ebenen zu und Bürger/innen folgen in ihrer Frust-
ration immer öfter den kurzfristigen Versprechungen von 
Populisten, die sich sehr geschickt einer allgegenwärti-
gen Medienindustrie bedienen und vor allem bei jungen 
Wähler/innen aus sozial schwachen Schichten punkten 
können.
 
Das nationalistische Selbstverständnis ehemals partner-
schaftlicher EU-Mitgliedstaaten liefert der konfliktuellen 
Desintegration ein ideologisches Fundament. Die Schwä-
che der EU wird verschärft durch eine Funktions- und 
Legitimationskrise innerhalb der EU-Mitgliedstaaten, 
die nicht fähig sind, den wirtschaftlichen und sozialpoli-
tischen Reformstau aufzulösen. Die Krise der nationalen 

Populismus
4.1.3  SzEnaRIo 3
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politischen und sozialen Systeme belastet nicht nur die 
einzelnen Mitgliedstaaten, sondern auch das Verhältnis 
der Bürger/innen zur EU.

Auch in Österreich nehmen Ressentiments gegen die EU 
sowie alles Fremde und jede Fremdeinmischung zu. 
 
Politisches System Österreichs
Das politische und auch gesellschaftliche System ist ge-
prägt von einer „Wir vs. die Anderen“-Politik, die gleich-
zeitig eine hohe Wir-Volatilität aufweist. Dies bedeutet, 
die Definition, wer in die Kategorie „Wir“ oder in die Ka-
tegorie „Andere“ fällt, kann sich rasch ändern. Hier dient 
Polarisierung der Herrschaftserhaltung machthabender 
Gruppen. Demokratisch gewählte Vertreter/innen agieren 
zunehmend populistisch und gewähren damit einer Pro-
grammatik, die sich willkürlich Gruppen sucht, die sie als 
anders/fremd bzw. „nicht wir“ zeichnen kann und damit 
Ressentiments, Sündenböcke und Solidarisierung der von 
den Populisten definierten Mehrheit gegen diese Grup-
pen erzeugt, Einzug in den politischen Alltag. Dies führt 
zu gefestigten Machtstrukturen der Populisten. Die au-
toritären Strukturen führen zu einer polarisierten Gesell-
schaft und ebnen gleichzeitig einer allmählichen Natio-
nalisierung den Weg. Demokratische Instrumente werden 
populistisch eingesetzt. Die Politik erzeugt meist nur eher 
kurzfristige Solidarität in der „Wir“-Gruppe.
 
Das Parlament erfährt sowohl infolge der Marginalisierung 
der politischen Parteien als auch durch die Auswirkungen 
der Medienlogik auch auf seine eigenen Handlungsräume 
einen spürbaren Bedeutungsverlust. Die Vertreter/innen 
der Regierungsparteien im Parlament stehen unter dem 
Eindruck der Erfahrung, dass sie ihren Wahlerfolg der me-
dialen Durchschlagskraft ihrer Spitzenkandidaten verdan-
ken. Sie können auch beobachten, dass ein Dissens zwi-
schen populistischen Aussagen des/der Spitzenkandidat/
in, der die Partei medial verkörpert, und Vertreter/innen 
der zugeordneten Parlamentsfraktion dessen Mediencha-
risma schmälert und allmählich aufbraucht. Darum sind 
sie im Großen und Ganzen in diesem Szenario immer zum 
voraus- oder nacheilenden Konsens mit dessen medial 
platzierten Vorgaben bereit.

Diese Tendenz wird noch dadurch verschärft, dass populis-
tisch agierende Führer dazu tendieren in außerparlamen-
tarischen Verhandlungen und Gesprächsrunden einen 
Konsens der großen Interessensgruppen zu organisieren 
und als ihren eigenen Erfolg öffentlich zu vermitteln.

Der Spielraum der parlamentarischen Mehrheitsfraktion 
zur Mitgestaltung der Regierungspolitik beschränkt sich 
dabei auf Nachbesserungsforderungen in einzelnen De-
tailbereichen. An der Entscheidung über die großen Lini-
en der Regierungspolitik ist sie in einer solchen Konstella-
tion kaum noch beteiligt. Der Populismus ist sowohl ein 
linkes, als auch rechtes Phänomen. Er deklariert sich als 
anti-elitär wie z.B. Jörg Haider in den 1980er Jahren. Anti-
Eliten (Banken etc.), Anti-EU (weil eher Elitenprogramm), 
Anti-Ausländer/innen: gegen Fremdes/Ausländer/innen/
wir gegen die anderen).
 

wIRtSchaft
wirtschaftliche Entwicklung international
Auf EU-Ebene stagniert die Wirtschaftsentwicklung bis 
2016 und beginnt dann langsam zu fallen.

Fehlende Reformen, aufgeblähte Apparate und Doppel-
gleisigkeiten, um nationale Interessen zu befriedigen, 
fordern ihren Tribut. Die EU fällt stark hinter die USA und 
China zurück und es fehlen zunehmend die Mittel um in 
Bereiche wie Gesundheit, Pensionssysteme, Innovation 
und Energie zu investieren.
 
Es kommt zu einer steigenden Abhängigkeit der EU von 
Energieimporten sowie von Importen von Lebensmitteln, 
da eine dringend nötige Agrarreform der EU im Minis-
terrat spektakulär scheitert. Es gibt eine kontinuierliche 
finanzielle Instabilität sowie eine steigende Tendenz zu 
einem strukturellen wirtschaftlichen Ungleichgewicht 
der europäischen Regionen. Es gibt ab den 2020er Jahren 
auch steigende Ungleichgewichte zwischen Ländern und 
Regionen in Bezug auf Zugang zum Arbeitsmarkt, Ein-
kommen, Pensionen und Sozialsysteme. Die Anzahl der 
Verlierer steigt, obwohl es zu keiner massiven Reduktion 
an Vermögen und Wohlstand kommt, wie im Szenario 
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der Fragmentierten Gesellschaft. Allerdings kommt es zu 
einer massiven Verteilung hin zu Extremen, da populisti-
sche Politik nicht in der Lage ist einen geordneten Rah-
men zu bieten. 

Es entsteht eine Drei-Klassen-Gesellschaft aus Kapitalbe-
sitzer/innen, Arbeitsbesitzer/innen und Arbeitslosen. 

Nationale Entscheidungsstrukturen sind durch Populis-
mus geprägt und im traditionellen Standortwettbewerb 
gefangen.
 
wirtschaftliche Entwicklung Österreichs
Das österreichische BIP entwickelt sich im EU-Vergleich 
schlecht. Die Wirtschaftsleistung ist nur schwach, da es 
zu einer nationalen Abschottung kommt, die den freien 
Export/Import und die Ansiedelung ausländischer Un-
ternehmer/innen hemmt. Die Wettbewerbsstärken der 
österreichischen KMUs werden durch diese nationalisti-
schen Tendenzen stark reduziert und es kommt zu einer 
steigenden Anzahl von Firmenpleiten. Die resultierende 
Arbeitslosigkeit verschärft die sozialen Spannungen im 
Land. Die Verlierer/innen des Populismus greifen zuneh-
mend zu Massen- und Billigprodukten, meistens aus dem 
Ausland, und verschärfen dadurch ungewollt die eigene 
wirtschaftliche Situation.
 
Mehr als 50% der ländlichen Gebiete schrumpfen durch 
verstärkte Abwanderung aufgrund hoher Arbeitslosig-
keit und verlieren deutlich an Bevölkerung. Es gibt nur 
mehr sehr wenige wirtschaftlich attraktive Regionen um 
die großen Städte (Wien, Graz, Linz), die einen relativ gut 
entwickelten Dienstleistungssektor sowie Niedriglohnar-
beitsplätze in großer Zahl aufweisen können. Ab 2020 ha-
ben mehr als 40% der Erwerbstätigen sogenannte „prekä-
re Arbeitsverträge“. Nur im Staatsdienst haben noch 30% 
der Menschen regulierte Arbeitszeiten und unbefristete 
Arbeitsverträge. Zum ersten Mal seit Ende des 2. Welt-
kriegs verursachen fehlende gesicherte wirtschaftliche 
Perspektiven eine gesteigerte Abwanderungsbereitschaft 
in Teilen der österreichischen Bevölkerung und es kommt 
zu einem merklichen Ansteigen der Emigrationszahlen.

 

Zudem ist das internationale Image Österreichs durch die 
nationalistischen Tendenzen schlecht. Bilaterale Bezie-
hungen verschlechtern sich daraufhin rapide. Es kommt 
zu einer steigenden Staatsverschuldung. Wohlfahrtsstaat-
liche Leistungen werden vermehrt nach der Wir/Fremd-
Dichotomie vergeben, auch da die staatlichen Ressourcen 
knapper werden. Ausländer/innen und andere Gruppen, 
die als Fremd definiert werden, werden vom Sozialsystem 
benachteiligt oder konkret zur Kasse gebeten. Soziale 
Spannungen in der Bevölkerung steigen. Aufgrund der 
insgesamt schlechten wirtschaftlichen Entwicklung und 
der Wir/Fremd-Rhetorik erweisen sich Migrant/innen als 
willkommenes Ziel für Schuldzuweisungen. Die ökonomi-
sche Situation erhöht sowohl bei In- als auch Ausländer/
innen das Frustrationspotential und führt zu immer stär-
keren Spannungen zwischen und innerhalb der ökonomi-
schen und ethnischen Gruppen.

Vor allem in den urbanen Zentren kommt es ab den frü-
hen 2020er Jahren zu Konfrontationen und Aggressio-
nen zwischen Jugendlichen der extremen Rechten, der 
extremen Linken sowie Gruppen der Bevölkerung, die als 
Fremd empfunden werden, insbesondere Migrant/innen 
und deren Nachkommen.

 
DEMogRaPhIE
Demographische Entwicklung international
Es kommt in diesem Szenario international zu weniger 
ausgeprägten Migrationsbewegungen aufgrund niedri-
ger Löhne, niedriger Nachfrage nach Wirtschaftsmigra-
tion sowie einem geringeren Bedarf in Entwicklungslän-
dern zu migrieren. Eine schwache Wirtschaft verursacht 
auch geringere Umweltschäden und erzeugt dadurch 
einen geringeren Druck zur Verdrängung. Erste negative 
Umwelteffekte können noch ohne große Migrationsbe-
wegungen nur durch Adaption weitgehend abgefangen 
werden. Es gibt international vor allem in Mega-Cities in 
Südamerika, Asien und Afrika eine beträchtliche Anzahl 
an „gefangenen“ Menschen, die aus ökonomischen Grün-
den in die Städte ziehen. Allerdings sind die resultieren-
den Lebensumstände nicht katastrophal und Migrations-
bewegungen bleiben lokal und regional relativ begrenzt. 

Die 3 Integrationsszenarien
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Demographische Entwicklung in Europa
Die Überalterung der europäischen Bevölkerung setzt sich 
aufgrund gleichbleibender niedriger Fertilitätsrate, stei-
gender Lebenserwartung und steigender weiblicher Be-
schäftigungsquoten weiter fort. Um dem stagnierenden 
Bevölkerungswachstum entgegenzuwirken, unterstützt 
die Europäische Union Migration aus anderen Regionen, 
primär aus Nordafrika und dem Nahen Osten.34 Es gibt 
jedoch keine eigene, österreichische Integrationspolitik, 
allenfalls wird von Zuwanderern Assimilation erwartet.34

Demographie der Migrant/innen in Österreich
Österreich ist in diesem Szenario besonders für hochqua-
lifizierte Migrant/innen kein attraktives Zuwanderungs-
land. Der sozioökonomische Status der Mehrheit der Mi-
grant/innen ist gering. Es kommen bevorzugt diejenigen, 
denen es bereits schlecht geht und für die auch ein po-
pulistisches Österreich mit diskriminierenden Tendenzen 
noch eine Verbesserung der Lebenssituation darstellt. 
Die soziale Durchlässigkeit ist besonders betreffend Mi-
grant/innen sehr gering. Internationale, völkerrechtliche 
Verbindlichkeiten werden entweder nur pro forma erfüllt 
oder als Versuche einer Fremdeinmischung abqualifiziert. 
In Konsequenz sind auch die Grenzen für Flüchtlinge 
grundsätzlich versperrt. Illegale Migration nimmt jedoch 
zu, da sie für viele Migrant/innen und/oder Flüchtlinge 
der einzige Weg ist nach Österreich zu gelangen. Zuwan-
derung ist hier allgemein wenig qualifikationsorientiert. In 
diesem Szenario gibt es die niedrigsten Einwanderungs-
zahlen. Die restriktive Regierung, die auch nicht davor zu-
rückschreckt, EU-Rechte zu verletzen, und die verschärf-
ten Einwanderungskriterien schrecken Zuwanderer ab.

 
IntEgRatIon
Identitätsfindung in Österreich
Wer nach Österreich kommen will, ist gefordert, sich nicht 
nur zu integrieren, sondern zu assimilieren. Es herrscht 
eine starke Konzentration auf die Polarität von Eigenem 
und Fremdem vor, welches grundsätzlich ausgegrenzt 
und abgelehnt wird. Migrant/innen fühlen sich gezwun-
gen, nicht aufzufallen und sich vollkommen an die Auf-
nahmegesellschaft anzugleichen. Aufgrund strengerer 
Kriterien wird es schwieriger die Staatsbürgerschaft zu 

erhalten. Es gibt kein Narrativ, das für Zuwanderer verbin-
dend wirkt, da Ablehnung gegen „anderes“ dominiert. Die 
Einteilung in die Kategorien „Wir“ und „Andere“ erfolgt 
auf Maßgabe der Populisten. Die meisten Zuwanderer, 
die bereits im Land leben oder dennoch nach Österreich 
migrieren, versuchen sich mit den Gegebenheiten zu ar-
rangieren, indem sie z.B. versuchen nicht aufzufallen.
 
Die äußerst mangelhafte soziale Integration in die öster-
reichische Gesellschaft führt allerdings auch zu Sinnver-
lust, Orientierungslosigkeit und Verunsicherung vor allem 
der zweiten Generation der Migrant/innen. Dies mündet 
vereinzelt in eine stärkere Radikalisierung und Zuflucht in 
ethnischen Nationalismus sowie Fundamentalismus als 
Ersatz für mangelnde Akzeptanz in der Gesellschaft au-
ßerhalb der eigenen Gruppen.
 
Andere Teile der Migrant/innen bzw. der Personen mit Mi-
grationshintergrund, die als „anders/fremd“ von der selbst 
definierten Mehrheit betrachtet werden, wandern aus, 
sofern die Umstände sich als nicht weiter ertragbar erwei-
sen und die Auswanderung in einen anderen Staat oder 
die Rückkehr in das Ursprungsland als bessere Optionen 
erscheinen.
 
Sozialer zusammenhalt in Österreich und 
Meinungsbildung in der aufnahmegesellschaft
Aufgrund des generell niedrigen bzw. sinkenden Wohl-
standsniveaus sowie durch die volatile Politik der Popu-
listen kommt es zu einer hohen Exklusivität in der Ge-
sellschaft. Sozial Schwache und Migrant/innen werden 
bewusst ausgegrenzt, hilfsbedürftige Personen werden 
vom System nicht mehr aufgefangen. In der öffentlichen 
Meinung werden sozial besonders Schwache als „Sozial-
schmarotzer“ gesehen, die das soziale System missbrau-
chen. Es herrscht die Einstellung vor: Wer seine Armut 
selbst verschuldet hat – was generell unterstellt wird –, 
soll dafür bestraft, und nicht auch noch via Sozialleistun-
gen belohnt werden.
 
Rolle der Medien in der Meinungsbildung
Gerade Populisten benötigen großartige mediale Insze-
nierungen. Emotionale politische Inhalte, wie sie von Po-
pulisten oft genutzt werden, haben einen weit höheren 

34 vgl. Global Europe 2050, S 22
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Nachrichtenwert als politische Fakten. Man spricht in die-
sem Zusammenhang auch oft von medialer Theatralisie-
rung. Es stellt sich dabei die Frage, ob es die Populisten 
sind, welche die Massenmedien besonders gut nutzen 
können, oder ob es die Massenmedien sind, die durch ihre 
Regeln Politiker/innen dazu bringen sich populistisch zu 
ver halten. 
 
Einige Massenmedien werden in diesem Szenario selbst 
zu einem wesentlichen Teil der öffentlichen Meinungsbil-
dung und beeinflussen damit die politische Agenda. Sie 
nehmen die Rückwirkungen von politischen Entschei-
dungen der realen Welt auf und spiegeln die Reaktionen 
zurück auf die Politik einerseits und das Publikum ande-
rerseits. In diesem Szenario herrschen die Massenmedien 
als vierte Gewalt mit und bestimmen die politische Agen-
da gegenüber den Politikern nach „oben“ und gegenüber 
dem Publikum nach „unten“. Sie machen aus sachlicher 
Information seichte Unterhaltung und personalisieren die 
Politik durch den Zwang des Fernsehens zur Visualisie-
rung prägnanter Personen.
 
Unter dem Druck der ultraschnellen Medienzeit mit ihrem 
Zwang zur Sofortreaktion und zum professionell insze-
nierten, spontanen Akzeptanztest für Positionen, Konzep-
te und Werthaltungen von Spitzenpolitikern ergibt sich 
die Verdrängung von Mitgliederpartei und Mitgliederdis-
kurs aus dem Zentrum der Politik fast von selbst.
 
Die Medien haben nicht nur zwischen Politik und Publi-
kum eine starke Stellung erreicht, sie haben weitgehend 
auch die innerparteiliche Kommunikation übernommen. 
Parteizeitungen gibt es beinahe nicht mehr, und Partei-
veranstaltungen vermitteln den Mitgliedern kaum neue 
Informationen über ihre Politik. Diese erhalten sie fast 
ausschließlich aus den Medien.
 
Das Medium prägt die Botschaft, wobei auch innerhalb 
der Medien noch Hierarchien bestehen. Der subjektiven 
Weltsicht von Teilen des Journalismus kommt eine Schlüs-
selstellung im Prozess der gesellschaftlichen Meinungsbil-
dung zu.

 

Die Macht der Populisten beruht auf ihrer Fähigkeit sich in 
diesem Umfeld zu behaupten und durch ihr persönliches 
Charisma und ihr Nahverhältnis zu den Medien auch The-
menhoheit zu erlangen. 

Die Medienlandschaft ist vorwiegend geprägt von ten-
denziöser, nationalistischer Berichterstattung. Gegenüber 
den Themen Migration und Integration gibt es eine gro-
ße Voreingenommenheit. Sofern es dazu Berichterstat-
tung gibt, wird ein sehr einseitiges und verfälschtes Bild 
gezeichnet. Populismus besteht ja in einer gefährlichen 
Reduktion komplizierter gesellschaftlicher Probleme, 
wie zum Beispiel Migration und Integration, für die er 
schnelle, kurzsichtige, in sich widersprüchliche, nie zum 
Ziel führende Scheinlösungen anbietet. Populismus ist 
emotional, nicht rational. Er appelliert an den Egoismus 
der Menschen. Wichtig ist hierbei der Rückgriff auf ein 
Freund-Feind-Schema. Im Rechtspopulismus wird das 
Volk vorwiegend ethnisch definiert. Xenophobie und 
Rassismus stellen dabei die Abgrenzung nach außen dar. 
Gegenüber Ausländer/innen und Migrant/innen hat die 
Bevölkerung in diesem Szenario daher eine überwiegend 
abwehrende bzw. negative Haltung.
 

BIlDUng
qualität des österreichischen Bildungssystems 
und Integration der Jugendlichen mit 
Migrationshintergrund
Hier herrscht ein diskriminierendes, stark fragmentiertes 
Schulsystem vor. Der Stellenwert von Bildung ist in der 
öffentlichen Wahrnehmung generell nicht hoch. Migrant/
innen, meist mit niedrigerem sozio-ökonomischen Status, 
stehen in diesem Szenario nicht dieselben schulischen 
Einrichtungen zur Verfügung wie der restlichen Bevölke-
rung, worunter die Ausbildung leidet. Der Anteil an gering 
oder schlecht ausgebildeten Personen unter den Migrant/
innen wächst und kann nur äußerst mangelhaft am Ar-
beitsmarkt kompensiert werden. Die Zahl an schlecht aus-
gebildeten Hilfskräften im Land nimmt damit zu und wird 
zunehmend auch zu einem ökonomischen Problem. In 
Summe verschlechtern sich dadurch einerseits der sozio-
ökonomische Status der Migrant/innen weiter und ande-
rerseits die gesamtgesellschaftliche Stimmungslage.
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Szenario 3 – Populismus
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Aufgrund der schlechten Ausbildung kommt es unter 
den jugendlichen Migrant/innen zu geringer Erwerbsbe-
teiligung. Sie sehen weder Chancen noch Perspektiven, 
an ihrer schlechten Ausgangssituation etwas zu ändern 
und fühlen sich aus der „Mainstream“-Gesellschaft ausge-
grenzt.
 
Viele dieser Jugendlichen suchen zur Stärkung ihres 
Selbstwertgefühls sehr häufig den Zusammenhalt in 
ethnischen Gangs, in denen sie meistens aggressiv ver-
suchen der Feindseligkeit, die ihnen von der Gesellschaft 
entgegen gebracht wird, aus dem Weg zu gehen. Auch sie 
verfallen in ein Freund-Feind Schema, das ethnisch und 
sozio-ökonomisch definiert ist. 
 
Ohne wirkliche Chance an der etablierten Gesellschaft 
Teil zu haben, driften sie in eine eigene Community, eine 
Parallelgesellschaft ab. Es kommt zu einer zunehmenden 
Ghettoisierung ganzer Stadtviertel und zu einer massiven 
Jugendkriminalität. Stadtviertel werden von Jugendban-
den dominiert, die offen gegen die Werte und rechtlichen 
Grundsätze der Aufnahmegesellschaft rebellieren.

RaDIkalISMUS
In diesem Szenario sind wir mit den größten Gewaltzwi-
schenfällen konfrontiert. Die Migrant/innen reagieren 
entsprechend auf den Populismus und die Polarisierung 
in der österreichischen Gesellschaft. Das bestehende 
Drucksystem erzeugt Gegendruck und es gibt Gruppen 
von Migrant/innen, die sich radikalisieren. Es kann zu Zwi-
schenfällen in den Ghettos kommen, wobei Demagogen 
die Gunst der Stunde nutzen, um radikale Positionen auch 
demokratisch über die Macht der Masse durchzusetzen. 
Migrant/innen sind im gesellschaftlichen Spektrum kaum 
abgebildet und versuchen daher zunehmend parallele 
Strukturen zu etablieren. Die Werte der Aufnahmegesell-
schaft und deren gesetzliche Rahmenbedingungen wer-
den nicht akzeptiert bzw. sogar aktiv abgelehnt und es 
bilden sich Parallelgesellschaften, die ihre eigenen Werte 
und Traditionen leben. Als Folge dieser Entwicklungen 
kommt es verstärkt zu Extremismus, der aber durch die 
Populisten selbst gelenkt wird, die so die Massen zu ihrer 
Machterhaltung instrumentalisieren. 
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Politisches System 

Wirtschaftliche 
Entwicklung 

Demographie 
der Migrant/innen

Identitätsfindung/ 
Werte

Sozialer Zusammenhalt

SZENARIENSchlüSSElfAktoR

Populismus

• Populisten übernehmen auf 
demokratische Weise die Macht

• Ausländerfeindlichkeit
• autoritäre Strukturen in einer 

polarisierten Gesellschaft
• Einzug antiliberaler, anti  euro-

päischer Politik

• Anfängliche wirtschaftliche 
Stagnation, dann schlechte  
BIP-Entwicklung

• Sparprogramm in der Finanz-
politik – weniger Wohlfahrts-
leistungen

• Partizipationsgrad sinkt 
• Hohe Arbeitslosenquote

• Ungleichgewicht in der Alters-
struktur 

• niedriger sozioökonomischer 
Status

• Belastung des Sozialsystems 
durch Migration

• Migration wenig qualifikations-
orientiert

• trotz Staatsbürgerschaft des 
Aufnahmelandes keine Identifi-
kation mit dem Aufnahmeland

• niedriges Wohlstandsniveau 
• manche Personengruppen 

werden vom System nicht mehr 
aufgefangen

• hohe Exklusivität der Gesell-
schaft

• sozialer Verteilungskampf und 
soziale Spannungen steigen

gesellschaftliche kohäsion

• sozialer Ausgleich und  
Identitätserhalt des Staatsvolkes 
gelingen

• funktionierende, repräsentative 
Demokratie

• weitere EU Integration 

• Überdurchschnittlich gute  
BIP-Entwicklung

• ausgewogene Finanzpolitik
• Wohlstand wächst weiter
• Sozialstaat kann weiterhin 

finanziert werden
• Niedrige Arbeitslosenquote
• Migrant/innen tragen zum wirt-

schaftlichen Aufschwung bei

• ausgeglichene Altersstruktur 
• hoher sozioökonomischer 

Status
• erfolgreiche Migration, die 

zu wirtschaftlichem Nutzen 
beiträgt 

• Migration Hochqualifizierter 
dominiert

entweder
• keine Staatsbürgerschaft
• dennoch hoher Integrationsgrad 

und Identifikation mit den Grund -
werten des Aufnahmelandes 

• hoch gebildete, temporäre 
 Migrant/innen, die das Land 
wieder verlassen 

• Wirtschaftsmigration Hoch-
qualifizierter/gut qualifizierter 

oder
• Staatsbürgerschaft des  

Aufnahmelandes 
• Übernahme der Werte 
• Idealtyp des/der erfolgreich 

integrierten Migrant/in –  
subjektiv sowie objektiv

• hohes Wohlstandsniveau 
• funktionierendes Sozialsystem
• hohe Inklusivität der Gesell-

schaft

fragmentierte gesellschaft

• fortlaufende ökonomische und 
soziale Desintegration 

• zunehmende Handlungs-
unfähigkeit des Staates

• Zunahme von Verwerfungen 
und Konflikten 

• EU-Krise

• Langjährige Rezession, dann 
schlechte BIP-Entwicklung

• Sparprogramm in der Finanz-
politik – weniger Wohlfahrts-
leistungen

• Partizipationsgrad sinkt
• Hohe Arbeitslosenquote 

• Ungleichgewicht bei der  
Altersstruktur 

• niedriger sozioökonomischer 
Status

• Belastung des Sozialsystems 
durch Migration

• Migrant/innen füllen primär  
die Billigarbeitsplätze

• objektive und subjektive 
 Verankerung im Herkunftsland

• Gruppe, die aus humanitären 
oder wirtsch. Gründen nach 
Österreich migriert

• niedriges Wohlstandsniveau 
• manche Personengruppen 

werden vom System nicht mehr 
aufgefangen

• hohe Exklusivität der Gesell-
schaft

• sozialer Verteilungskampf und 
soziale Spannungen steigen

4.2 Szenarienstruktur
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Meinungsbildung

Qualität des 
Bildungs systems

Integration  
Jugendlicher

Radikalismus

SZENARIENSchlüSSElfAktoR

Populismus

• tendenziös gefärbte Bericht-
erstattung

• negative Meinung der Gesell-
schaft über Migrant/innen und 
Integration

• Personen mit niedrigem 
sozio-ökonomischem Status 
(besonders oft betroffen: 
Migrant/innen) bleiben für die 
Pflichtschuljahre in weniger 
qualifizierten Ausbildungsinsti-
tutionen, keine weiterführende  
Ausbildung ( schlechte Aus-
bildung)

• wichtig: kritische Masse  je 
mehr Personen eine schlechte 
Pflichtschulausbildung haben, 
umso problematischer wird es 
für die Gesellschaft

• geringe Erwerbsbeteiligung
• Chancen werden von den 

Personen als gering eingestuft
• niedriges Ausbildungsniveau 

und Verbleib in der eigenen 
„Community“ (duale Systeme, 
„Ghetto“) 

• Jugendbanden, Rebellion 
gegen die Werte der Aufnahme-
gesellschaft

entweder
• Es wird z.B. auf politischer 

Ebene versucht über Parteien, 
eine radikale Veränderung des 
bislang bestehenden Systems 
zu erwirken.

oder
• Werte der Aufnahmegesell-

schaft werden nicht anerkannt
• Bildung von Parallelgesellschaf-

ten, die eigene Werte und Tra-
ditionen leben und die Werte/
gesetzlichen Rahmenbedingun-
gen der Aufnahmegesellschaft 
aktiv ablehnen

gesellschaftliche kohäsion

• objektive, sachliche Berichter-
stattung mit hoher Akzeptanz in 
der Gesellschaft (Pragmatismus 
ohne Verzerrung)

• Das Schulsystem ist so gut, dass 
allen Personen eine gleichwer-
tig hohe Ausbildung möglich ist

• Personen mit und ohne Migra-
tionshintergrund können die 
gleiche Ausbildung absolvieren

• hohe Erwerbsbeteiligung
• hohes Ausbildungsniveau 
• keine Parallelstrukturen

fragmentierte gesellschaft

• tendenziös gefärbte Bericht-
erstattung

• negative Meinung der Gesell-
schaft über Migrant/innen und 
Integration

• Personen mit niedrigem 
sozio-ökonomischem Status 
(besonders oft betroffen: 
Migrant/innen) bleiben für die 
Pflichtschuljahre in weniger 
qualifizierten Ausbildungsinsti-
tutionen, keine weiterführende 
Ausbildung ( schlechte Aus-
bildung)

• wichtig: kritische Masse  je 
mehr Personen eine schlechte 
Pflichtschulausbildung haben, 
umso problematischer wird es 
für die Gesellschaft

• geringe Erwerbsbeteiligung
• Chancen werden von den 

Personen als gering eingestuft
• niedriges Ausbildungsniveau 

und Verbleib in der eigenen 
„Community“ (duale Systeme, 
„Ghetto“) 

• Jugendbanden, Rebellion 
gegen die Werte der Aufnahme-
gesellschaft

• Es wird versucht, über Organi-
sationen, welche von diversen 
Gruppierungen betrieben 
werden, eine radikale Verände-
rung des bislang bestehenden 
Systems zu erwirken

Die 3 Integrationsszenarien
Szenarienstruktur

4
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Im Szenario „Gesellschaftliche Kohäsion“ bleibt die Lage 
auf dem Arbeitsmarkt, aufgrund des steigenden Arbeits-
kräfteangebots, bis 2016 angespannt und erreicht mit 
7,3% seinen Höchstpunkt. Dank nachhaltig wirksamer 
Konsolidierungs- und Reformmaßnahmen sinkt die Ar-
beitslosenquote schließlich bis zum Jahre 2030 auf ein 
unterdurchschnittliches Niveau von 4,7%.

Im Szenario „Fragmentierte Gesellschaft“ steigt die Ar-
beitslosenquote im Zuge der Eurokrise ab 2014 signifikant 
und erreicht im Jahre 2018 mit 11,2% den Höhepunkt. 
Entgegenwirkende Maßnahmen können ein weiteres An-
steigen der Arbeitslosenquote zwar verhindern, letztlich 
verbleibt die Anzahl der Arbeitslosen, im Vergleich zu den 
anderen Szenarien, aber auf dem höchsten Niveau. 

Im Szenario „Populismus“ verdoppelt sich die Arbeitslo-
senquote aufgrund der wirtschaftlichen Rezession und 
erreicht schließlich im Jahre 2020 mit 9,5% den Höchst-
punkt. Durch fehlende Reformen in den folgenden Jahren 
verbleibt die Anzahl an erwerbslosen Personen auf ähn-
lich hohem Niveau.

Im Szenario „Gesellschaftliche Kohäsion“ nimmt das ös-
terreichische BIP ab 2014 real um 1,6% zu. Durch engere 
wirtschaftliche Kooperationen mit der näheren und ferne-
ren EU-Nachbarschaft erfährt das Wachstum eine nach-
haltige Beschleunigung auf rund 2,4% des BIP. Bis zum 
Jahre 2030 pendelt sich das Wachstumsniveau schließlich 
bei 2,8% ein. In Summe entwickelt sich damit die Wirt-
schaftsleistung, im Vergleich mit der EU und den G8-Staa-
ten, überdurchschnittlich gut. 

Im Szenario „Fragmentierte Gesellschaft“ fällt das ös-
terreichische BIP als Folge der Eurokrise ab 2014 in eine 
langjährige Rezession. Aufgrund der strengen Fiskalpoli-
tik erholt sich die Wirtschaft in den folgenden Jahren zwar 
wieder, sie verbleibt aber bis zum Jahre 2030 weiterhin 
auf einem sehr niedrigen Niveau. 

Im Szenario „Populismus“ stagniert die wirtschaftliche 
Entwicklung Österreichs bis 2016 und verfällt dann all-
mählich in eine langjährige Rezession. Aufgrund fehlender 
Reformen auf EU-Ebene und einer gleichzeitigen nationa-
len Abschottung verbleibt die österreichische Wirtschafts-
leistung auf einem unterdurchschnittlichen Niveau. 

●  Gesellschaftliche Kohäsion  
●  Fragmentierte Gesellschaft
●  Populismus

●  Gesellschaftliche Kohäsion  
●  Fragmentierte Gesellschaft
●  Populismus
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Aufgrund des hohen Bildungsstandes sowie einer er-
höhten Frauenerwerbsquote ist Österreich im Szenario 
„Gesellschaftliche Kohäsion“ mit einer sehr niedrigen 
Fertilitätsrate konfrontiert. Durch eine planerische, geziel-
te Migrations- und Integrationspolitik kann dem jedoch 
entgegengewirkt werden. Die Migrationsrate ist daher in 
dem Fall überdurchschnittlich.

Im Szenario „Fragmentierte Gesellschaft“ führt die strik-
te Einwanderungspolitik zu einer deutlichen Reduzierung 
der Migrationsrate. Die Fertilitätsrate bleibt auf ähnlichem 
Niveau wie die Jahre zuvor. Es findet demnach kein demo-
graphischer Ausgleich statt und die österreichische Bevöl-
kerung schrumpft de facto. 

Im Szenario „Populismus“ setzt sich die Überalterung 
der Gesellschaft, bei gleichbleibender Fertilitätsrate, stei-
gender Lebenserwartung und steigender weiblicher Be-
schäftigungsquoten, weiter fort. Aufgrund der tendenziell 
diskriminierenden Politik, ist Österreich kein attraktives 
Zuwanderungsland. Die Migrationsrate erreicht zwar 
nicht den absoluten Nullpunkt, stellt im Vergleich jedoch 
mit Abstand die niedrigste dar. 

Im Szenario „Gesellschaftliche Kohäsion“ ist Österreich ein 
attraktives Zuwanderungsland und ein Magnet hochqua-
lifizierter Menschen aus allen Weltregionen. Bis zum Jahre 
2030 erreicht der Anteil der Bevölkerung mit Migrations-
hintergrund durch die entsprechende planerische Migra-
tions- und Integrationspolitik ein Niveau von rund 25%. 

Im Szenario „Fragmentierte Gesellschaft“ führt die strikte 
Einwanderungspolitik und die Haltung gegenüber Migra-
tion zu einer Spirale aus rapider Alterung und Xenopho-
bie. Österreich ist kein attraktives Migrationsziel für Hoch-
qualifizierte und die Mehrheit der Zuwanderer stammt 
aus sozio-ökonomisch niedrigeren Schichten. In Summe 
sinkt somit der Anteil an Personen mit Migrationshinter-
grund bis zum Jahr 2030 auf rund 16%. 

Im Szenario „Populismus“ reduziert sich der Anteil der Be-
völkerung mit Migrationshintergrund in Österreich durch 
die politische Situation und die damit verbundene Unat-
traktivität als Zuwanderungsland bis zum Jahre 2030 auf 
13%. Bei der Migration nach Österreich sind primär Fami-
lienzusammenführungen prägend, demzufolge verbleibt 
der sozioökonomische Status der Mehrheit der Migrant/
innen in weiterer Folge auch auf geringem Niveau. 

●  Gesellschaftliche Kohäsion  
●  Fragmentierte Gesellschaft
●  Populismus

●  Historische Rate  
●  Gesellschaftliche Kohäsion  
●  Fragmentierte Gesellschaft
●  Populismus
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